
 
Laufende Nr.6 Jahr 2021 

 
 
 

VERHANDLUNGSSCHRIFT 
 
 

Über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Marktgemeinde Aschach an der Donau am 13.12.2021 
 
Tagungsort: Aschacher Veranstaltungszentrum 
 
 
Beginn: 18:00 Uhr      Ende: 21:40 Uhr 
 
 

Anwesende: 
 
Vorsitzender: 
Bürgermeister Mag. Groiss Dietmar (SPÖ 
Sozialistische Partei Österreichs (SPÖ) 
GRM Schöppl Alfred 
GRM Ing. Peter Robert 
GRM Maga. Koblinger Birgit 
GRM Schrenk Michael 
GRM Ing. Lucan Matthias 
GRM Jäger Josef 
Ersatzmitglieder SPÖ 
GRM Schöppl Alfred   für Fr. Frandl Ramona 
 
Österreichische Volkspartei (ÖVP) 
GRM Leblhuber Christian 
GRM Paschinger Ina 
GRM Knierzinger Christoph BSc. 
GRM Schlagintweit Anita 
GRM Hirschberg Petra BA 
Ersatzmitglieder ÖVP 
GRM Leblhuber Christian  für Hrn. Mst. Hofer Herbert 
GRM DI Paschinger Ina  für Hrn. Paschinger Franz 
 
 
Die GRÜNEN 
GVM Dr. Judith Wassermair 
GRM Wassermair Johannes 
GRM Thaqi Bekim 
GRM Wimmer Erhard 
Ersatzmitglieder Grüne 
GRM Wimmer Erhard  für Maga Ruprecht-Wimmer Marie 
 
 



Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) 
GVM Radler Thomas 
GRM Haider Christoph 
GRM Mag. Manuel Gaadt 
Ersatzmitglieder FPÖ 
 
 
 
Weiters anwesend: 
AL Karin Rathmayr 
VBI Anita Pröhl 
  



Der Vorsitzende begrüßt alle anwesenden Gemeinderäte, Ersatzgemeinderäte und 

BesucherInnen zur heutigen Sitzung. 

 

Er stellt fest, dass die Tagesordnung zeitgerecht zugestellt wurde. 

Gegen die heutige Sitzung bestehen keine Einwände und der Gemeinderat ist 

beschlussfähig. 

 

Vor Beginn der Sitzung werden Hr. Haider Christoph und Hr. Wimmer Erhard vom 

Vorsitzenden angelobt. 

 

Der Vorsitzende teilt mit, dass aufgrund der COVID Situation und um das Risiko so 

gering als möglich zu halten, die Punkte 3.1. und 3.2. als erstes behandelt werden. 

 

Bevor mit der Sitzung begonnen wird, teilt der Vorsitzende mit, dass es von der Grün 

Fraktion eine schriftliche Anfrage gegeben hat. Diese wird von ihm nunmehr 

beantwortet. 

 



 
 

 

 

 



 
  

































  



1. Bauangelegenheiten 
1.1. Bebauungsplan Nr.5 (Siernerstraße) Änderung Nr. 21 – Verordnungsbe-
schluss. 

Bericht des Vorsitzenden:  
Die Einleitung des gegenständlichen Änderungsverfahrens wurde in der 
Gemeinderatssitzung vom 21.06.2021 einstimmig beschlossen (siehe Auszug aus 
dem Protokoll). Mittlerweile wurde das Stellungsnahmeverfahren gemäß 
Raumordnungsgesetz durchgeführt. Seitens der Aufsichtsbehörde wurde 
beiliegende Stellungnahme übermittelt. Die darin aufgeführten Punkte wurden in 
den Entwurf eingearbeitet und dieser den Betroffenen zur Stellungnahme 
übermittelt. Es wurde keine weiteren Stellungnahmen abgegeben. 
Der gegenständliche Entwurf soll nun durch den Gemeinderat als Verordnung der 
Marktgemeinde Aschach beschlossen werden. 
 
Beratung: 
Hr. Jäger: Er erläutert den vorliegenden Punkt. 
 
 
 

 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Die Verordnung der Änderung Nr. 21 zum Bebauungsplan Nr. 5 (Siernerstraße) 
möge auf Grundlage des vorliegenden Entwurfs des Ortsplaners beschlossen 
werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird mit einem Handzeichen einstimmig angenommen. 
 
 
 
 
ENDE TOP 1.1 
 
 
 
 
 



















 
  



1.2. Teilungsplan Rosenweg/Schaunbergstraße – Beratung und Beschluss-
fassung 

Bericht des Vorsitzenden: 
Um den gegenständlichen Grundtausch zur Grundbereinigung im Bereich 
Rosenweg und Schaunbergstraße zu finalisieren ist ein Beschluss des 
Gemeinderates zum beiliegenden Teilungsplan erforderlich. Die 
Rahmenbedingungen zum Tausch wurden durch die beiliegende Vereinbarung 
festgelegt. 
Die nördlichen Grundflächen (Teilflächen 4 und 5 im Übersichtslageplan) wurden 
bereits im Rahmen der Bauplatzbewilligung ins öffentliche Gut übernommen. 
Der zu beschließende Teilungsplan (siehe Beilage) umfasst deshalb nur mehr die 
Teilflächen A und B. 
Es entstehen der Gemeinde in diesem Fall keine Entschädigungskosten, da der 
Grundtausch grundsätzlich flächengleich erfolgt (Abweichung > 0,5 m² zugunsten 
der Gemeinde) 

 
Beratung: 
Hr. Jäger: Er erläutert den vorliegenden Punkt. 
 
 

 
 
Antrag des Vorsitzenden:  
Der Gemeinderat möge den gegenständlichen Teilungsplan zum Tausch der 
Grundflächen beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird mit einem Handzeichen einstimmig angenommen. 
 
 
 
 
ENDE TOP 1.2 
 



 
 

Übersichtslageplan der gesamten 

zu tauschenden Grundflächen 

Zu beschließender Teilungsplan 

(Orignal liegt bei) 



  



2. Haushaltsgebarung 
2.1. Prüfbericht des Prüfungsausschusses vom 14. 9. 2021 – Kenntnisnahme 

Bericht des Vorsitzenden: 
Der Prüfbericht wird dem Gemeinderat vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. 
 
Hr. Mag. Gaadt: Er bringt den Prüfungsbericht zur Kenntnis. 
Fr. Dr. Wassermair: 
Der Prüfungsausschuss ist ein Kollegialorgan. In Aschach ist jede Partei mit einer 
Person vertreten. Die Prüfung soll gemeinschaftlich erfolgen. Am Ende soll für die 
nachfolgende Gemeinderatssitzung ein Bericht gemeinsam erstellt werden, der im 
Regelfall von allen vier Prüfungsausschussmitgliedern unterzeichnet wird, wenn sie 
mit der Art der Prüfung und den Formulierungen einverstanden sind.                                                                                                         
Ist ein Prüfungsausschussmitglied mit der Berichterstellung nicht einverstanden bzw. 
findet er oder sie den Bericht als fehlerhaft, dann wird er oder sie ihn nicht 
unterschreiben. Zudem besteht das Recht, die vom Beschluss der Mehrheit des 
Ausschusses abweichenden Anschauungen und Anträge als Minderheitsanträge im 
Gemeinderat einzubringen. 
Dieses Minderheitsrecht wird hiermit in Anspruch genommen. 
Der Prüfbericht vom 14.9.2021 wurde vom Prüfungsausschussmitglied der Grünen 
Fraktion nicht unterzeichnet, da der Bericht nicht dem Prüfungsablauf entsprach.                                        
Eine vom Prüfungsausschussmitglied per Email geforderte Änderung des Berichts 
wurde nicht gemacht. 
Hr. Knierzinger: Er dankt Hrn. Mag. Gaadt für den Bericht. Die Aschacher schätzen 
es, dass es noch eine 14-tägige Entleerung gibt. Beim Strauchschnitt glaubt er, dass 
man hier ein sehr günstiges Modell gefunden hat. 
 
 
 
 
 
ENDE TOP 2.1. 
 
 



 
  



 
  



 
  



 
  



 
  



 
  



 
  



  



2.2. Prüfbericht des Prüfungsausschusses vom 2. 12. 2021 – Kenntnisnahme 

Bericht des Vorsitzenden: 
Der Bericht wird dem Gemeinderat vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. 
 
Hr. Mag. Gaadt: Er erläutert den vorliegenden Bericht. 
Hr. Ing. Peter: Zum Punkt Ankauf Bilder - Man sollte natürlich lokale Künstler 
unterstützen, aber man muss auf die Verhältnismäßigkeit achten. Man sollte auch die 
anderen Förderungen beachten, welche geringer sind und wie z.B. die Musikkapelle 
sehr viele Mitglieder hat. 
Hr. Haider: Zum Ankauf der Bilder ist ihm einiges unklar.  
Fr. AL Rathmayr: Sie erklärt den Zusammenhang und teilte dem damaligen 
Bürgermeister auch mit, dass dies ein bedenklicher Vorgang ist. 
Hr. Haider: Er findet dies unverständlich und ist der Meinung, dass hier die 
Gemeindeaufsichtsbehörde eingeschaltet werden muss. Man kann nicht den 
Gemeindevorstand mit einem zu hohen Betrag, der dann auf zwei Rechnungen oder 
mit verschiedenen Buchungen umgehen. Das darf so nicht sein. 
Vorsitzender: Man wird sich in der nächsten Gemeindevorstandssitzung damit 
beschäftigen. 
Hr. Knierzinger: Um der künstlichen Aufregung ein Ende zu setzen - Die Bilder 
wurden bei einer Ersatzgemeinderätin angekauft. Es geht dabei um die 
Verfügungsmittel des Bürgermeisters. Er hat mitbekommen, dass der Bürgermeister 
davon ausgegangen ist, dass die € 2.000 brutto wären, aber es war der Nettobetrag 
und es kam dann noch die Steuer dazu. Es wurde daher vom ehem. Bürgermeister 
ein Bild in Höhe von € 600,-- privat angekauft.  
Hr. Ing. Lucan: Er weiß darüber nicht genau Bescheid, aber er weiß, dass der 
Bürgermeister keine Ausgaben über 2.000,- tätigen darf. Ist es nicht möglich, dass 
der Bgm. ein Bild, weil er merkte, dass er über die 2.000,- gekommen ist, 
zurückkaufen kann? 
Hr. Radler:  
Grundsätzlich ist es so, dass zuerst die Rechnung auf € 2.400,- lautete. Dies hätte im 
zuständigen Gremium beschlossen werden müssen. Dies hätte eigentlich vor der 
Anschaffung geschehen sollen. Um die Zuschauer und Zuhörer genauer zu 
informieren, können diese gerne auf der FPÖ Homepage nachschauen. Dort ist ein 
genauer Verlauf aufgelistet. 
Hr. Haider: Wenn der ehem. Bgm dieses Bild jetzt zurückkauft, ist das seine Sache, 
es geht aber um die Vorgehensweise bis jetzt und diese ist schwer bedenklich. Um 
vorher zu schauen, dass ich es hinter dem Rücken des Gemeindevorstandes mit 
diversen Buchungen und zweiten Rechnungen umgehe, kann und darf nicht 
geschehen. 
Fr. Dr. Wassermair: 
Der Prüfbericht vom 2.12. 2021 wurde vom Prüfungsausschussmitglied der Grünen 
Fraktion nicht unterzeichnet, weil ein vom Prüfungsausschussobmann vorformulierter 
Bericht zum Beginn der Prüfung vorlag und die vom Prüfungsausschussmitglied der 
Grünen Fraktion verlangte Abänderung des Berichts von den anderen 
Prüfungsausschussmitgliedern abgelehnt wurde.  
Hr. Mag. Gaadt: Wenn er einen Entwurf im Vorfeld zur Verfügung stellt, damit man 
diese Sitzung beschleunigt, ist es kein Problem. Man kann über diese Punkte dann 
gemeinsam diskutieren. Jedes Mitglied würde normalerweise danke sagen, dass 
man dies im Vorfeld kontrollieren und sich vorbereiten kann und er sich die Arbeit 
dazu macht. Er möchte nicht den Vorwurf bekommen, dass man irgendetwas 
vorgefertigt bekommt, nur weil man es nicht schafft, in dieser Zeit, wo man es 



durchgehen kann, auch dies sinnerfassend zu verstehen. Er nimmt sehr viel Arbeit 
auf sich, um eine gute Vorbereitung zu schaffen und dann kommt immer Gegenwind. 
Das ist ein Service für die Sitzung und das sollte man zur Kenntnis nehmen.  
Hr. Wassermair: Es geht um ein Kollegialorgan und man sollte diese Sachen 
gemeinsam prüfen und durchgehen. 
Hr. Mag. Gaadt: Es stimmt, dass es sich um ein Kollegialorgan handelt. Man 
diskutiert ja auch in der Sitzung gemeinsam darüber und er hat auch mitgeteilt, dass 
man in diesem Fall zur Prüfung Stichproben ziehen kann. Dies wurde leider nicht in 
Anspruch genommen.  
 
 
 
ENDE TOP 2.2. 
 
 
 
 

Bericht 
 

über die Sitzung des örtlichen Prüfungsausschusses am 2.12.2021 um 19:00 Uhr 

am Gemeindeamt Aschach an der Donau 

 

Anwesende: 

Mag. Manuel Gaadt, Obmann, Bgm. Mag. Dietmar Groiss, Christian Leblhuber, Rosa 

Schnell, Helmuth Gillich und Irmtraud Dieplinger-Groiss (Schriftführerin) 

 

Der Obmann begrüßt alle Erschienen und eröffnet die Sitzung um 18:30 Uhr. 

 

Tagesordnungspunkt 1 Laufende Belegsprüfung 2. Halbjahr 2021 

 

Prüfungsziel: 

- Sicherstellung von wirtschaftlichen, zweckmäßigen, sparsamen und 

sachgerechten Auftragsvergaben der Marktgemeinde Aschach. 

 

Prüfungshandlungen: 

 

- Stichprobenartige Belegsprüfung 

- Kontrolle Betrag, Unterschriften im 4-A-P sowie Genehmigung in den 

zuständigen Gremien 

 

Feststellungen: 

 

Aus den Buchungen des 1. Halbjahres bis zum 19. November 2021 wurden in Summe 

19 Stichproben mit einem Gesamtwert von rd. 497 TEUR gezogen. Dabei wurde 



darauf geachtet von jedem Genehmigungsgremium (Gemeinderat, Vorstand, 

Bürgermeister) Elemente in der Stichprobe zu haben. 

 

Folgende Erkenntnisse ergaben sich aus den Stichproben: 

 

•  Mit Rechnung vom 25. Oktober 2021 wurde ein Ankauf von Bildern in Höhe 

von EUR 2.400 durchgeführt. Diese Transaktion betraf eine Gemeinderätin. 

Der Auftrag wurde ohne gültigen Gemeindevorstandsbeschluss gefasst. 

Weiters wurde die Auszahlung ohne Genehmigung des Belegs durch den 

Bürgermeister durchgeführt. Die wirtschaftliche, zweckmäßige, sparsame 

und sachgerechte Auftragsvergabe haben wir analysiert und sehen diese 

diskussionswürdig. Außerdem wurde die Erfassung eines 

genehmigungspflichtigen Gesamtbetrags von EUR 2.400 EUR auf 2 Konten 

mit jeweils EUR 2.000 und EUR 400 erfasst, womit in beiden Fällen die 

Genehmigungsgrenzen unterschritten wären. Für ein Bild besteht die 

Möglichkeit des Verkaufs durch die Gemeinde zu einem Betrag von € 

600,00. 

• Gemäß Gemeinderatsbeschluss vom 13.05.2019 wurde seitens des 

Gemeinderates die Kompensation der Anschlussgebühren für Wasser und 

Kanal für das SPEKTRUM genehmigt. Dabei wurde als Voraussetzung das 

Vorliegen einer schriftlichen Zusage seitens der Vereinsobfrau, dass 

Stellvertreters und des Kassiers der Kulturinitiative Spektrum, dass 

künftig seitens Spektrum keine weiteren Förderansuchen betreffend die 

geplante Sanierung des Objektes oder Förderungen wegen künftiger 

Schäden am Objekt oder am Gebäude  (Hochwasser usw.), bzw. 

Unterstützungen für den laufenden Betrieb des Objektes an die Gemeinde 

gestellt werden. Bis dato liegt auskunftsgemäß noch kein solches Schreiben 

in der Gemeinde vor. 

 

Empfehlungen: 

 

- Wir empfehlen, die Einholung der o.a. schriftlichen Zusage vom Spektrum.  

- Wir empfehlen, zur Überprüfung der Wirtschaftlichkeit eine Analyse der 

Ausschreibungsmöglichkeit für Bodenmarkierungen durchzuführen. 

- Wir empfehlen, künftig eine lückenlose und detaillierte Dokumentation und 

Freigabe von Transaktionen zwischen Gemeinderäten und Gemeinde 

durchzuführen und verweisen auf unsere Ausführungen vom 4.12.2017. 

Zudem wurde in diesem Sachverhalt ohne dokumentierte Freigabe im 4-

Augen-Prinzip eine Zahlungsanweisung durchgeführt. Eine unsachgerechte 

Aufteilung von Leistungen zur Vermeidung von Genehmigungsgrenzen ist 

zudem strengstens abzulehnen und in Zukunft ohne Ausnahme zu 

vermeiden. Wir ersuchen eindringlich, zukünftig solche Transaktionen zu 



vermeiden. Ergänzend empfehlen wir, dass die noch nicht genehmigte 

Transaktion in der nächsten Vorstandssitzung zur Abstimmung gelangt. 

 

 

 

Ende des Berichtes 

 

Der Obmann schließt die Sitzung um 21:00 Uhr 

 

 

 

F.d.R.d.A.: 

 

 

Unterschriften der am 2.12.2021 anwesenden Personen:  

 

 

Vorstehender Prüfungsbericht wurde vom Bürgermeister im Sinne des § 91 Abs. 

4 der OÖ Gemeindeordnung 1990 zur Kenntnis genommen. 

 

 

Der Bürgermeister: 

 

 

Der Prüfungsbericht wurde dem Gemeinderat der Marktgemeinde Aschach in 

der Sitzung am ………….. vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. 
  



2.3. Prüfbericht der BH Eferding bezüglich Rechnungsabschluss – Kenntnis-
nahme. 

Bericht des Vorsitzenden: 
Von der BH Eferding wurde der Rechnungsabschluss geprüft. Der Prüfbericht wird 
dem Gemeinderat vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht.  
 
 
 
ENDE TOP 2.3.  



 

 



 
  



 
  



 
  



 
  



 
  



 
  



  



2.4. Prüfbericht der BH Eferding bezüglich Eröffnungsbilanz - Kenntnisnah-
me 

Bericht des Vorsitzenden: 
Seitens der BH Eferding wurde die Eröffnungsbilanz geprüft und ein Bericht erstellt, 
der dem Gemeinderat vollinhaltlich zur Kenntnis zu bringen ist. 
 
Hr. Mag. Gaadt: Zum Prüfbericht möchte er etwas festhalten. Dies würde für den 
nächsten Punkt gelten, dem Änderungsantrag der Eröffnungsbilanz. Aus seiner Sicht 
ist die Feststellung der Aufsichtsbehörde hinsichtlich des letzten Punktes vor der 
Schlussbemerkung über das Bauhofgebäude wichtig. 
Seiner Meinung nach ist dies falsch, weil es seitens der Marktgemeine Aschach eine 
Aktennotiz gibt, die ganz klar zur Erkenntnis gelangt, dass bis dato keine 
Nachfolgenutzung ersichtlich ist. Bis jetzt gibt es noch keine vertragliche Regelung 
zur Folgenutzung des Bauhofgebäudes. Dementsprechend wurde eine 
außerplanmäßige Abschreibung durchgeführt auf den Wert null. In weiterer Folge hat 
man in der Prüfung des Rechnungsabschlusses 2020 genau im Prüfungsbericht 
festgehalten, dass diese Diskrepanz besteht. Wenn die IKD einmal den Prüfbericht 
zur Hand genommen hätte, wäre dies ersichtlich gewesen. 
Der Punkt 3 sollte daher im Folgeantrag herausgestrichen werden. 
AL Rathmayr: Als Anregung sollte man auch einmal mit der  
IKD sprechen, wie das genau gesehen wird. 
 
 
 
 
ENDE TOP 2.4. 
 
  



 
  



 
  



2.5. Änderung der Eröffnungsbilanz 2020 – Beratung und Beschlussfassung 

Bericht des Vorsitzenden: 
Aufgrund des Prüfberichtes soll die Eröffnungsbilanz geändert werden. 
Diesbezüglich wurde seitens der Buchhaltung ein Aktenvermerk erstellt, in dem die 
Änderungen aufgeführt sind. Diese Änderungen müssen vor Einarbeitung vom 
Gemeinderat beschlossen werden. 
 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Die vorliegenden Änderungen mögen beschlossen werden. Jedoch soll der 3. Punkt 
gestrichen werden. 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird mit einem Handzeichen einstimmig angenommen. 
 
 
 
 
ENDE TOP 2.5. 
  



  



2.6. Nachtragsvoranschlag 2021 – Beratung und Beschlussfassung 

Bericht des Vorsitzenden: 
Aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen der VRV 2015 wurde ein 
Nachtragsvoranschlag inkl. Mittelfristigem Finanzplan erstellt. Der 
Nachtragsvoranschlag wurde den Fraktionen übermittelt. Der Vorbericht spiegelt das 
Ergebnis wider.  
Beratung: 
Fr. Dr. Wassermair: Die Grüne Fraktion hat sich in der Gemeinderatssitzung am 
01.2.2021 beim Voranschlag 2021 enthalten und enthält sich aus denselben 
Gründen jetzt beim Nachtragsvoranschlag 2021. 
 
 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Der vorliegende Nachtragsvoranschlag samt Mittelfristigem Finanzplan und 
Dienstpostenplan möge beschlossen werden. 
Abstimmungsergebnis: 
Die gesamte Grün Fraktion enthält sich der Stimme. 
Alle übrigen Gemeinderäte stimmen mit einem Handzeichen für diesen Antrag. 
 
 
 
 
ENDE TOP 2.6 
 
  



 
  



 
  



 
  



 
  



 
 
  
 



2.7. Vergabe von Subventionen für das Jahr 2022 – Beratung und Beschluss-
fassung. 

Bericht des Vorsitzenden: 
Die Vergabe von Subventionen über € 2.000,-- wurde in der 
Gemeindevorstandssitzung am 30. 11. 2021 vorberaten. Seitens des 
Gemeindevorstandes ergeht folgender Vorschlag: 
Musikkapelle Aschach    € 2.000,-- 
ÖTB Turnverein    € 2.000,-- 
SV Sparkasse Aschach   € 2.200,-- 
SV Sparkasse Aschach Jugendf.  € 1.800,-- 
Sondersubvention SV Sparkasse 
Aschach für Rasenmäherankauf  € 10.000,-- 
Verein Lebenswertes Aschach  € 3.000,-- 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Die vorgeschlagenen Subventionen mögen genehmigt werden. 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird mit einem Handzeichen einstimmig angenommen. 
 
 
 
 
ENDE TOP 2.7 
  



2.8. Abfallgebührenverordnung – Beratung und Beschlussfassung 

Bericht des Vorsitzenden: 
 
Basis für die neue Berechnung sind die Zahlen aus dem Vorjahr und die bis 
November 2021 tatsächlich angefallenen Kosten. 
 
Laut BAV erhöhen sich die Sammel- und Transportkosten im Durchschnitt um 
+2,92 % bis +3,18 %. Der Abfallwirtschaftsbeitrag bringt keine Veränderungen 
zum Jahr 2021. 
 
Da der Wirtschaftshof Aschachtal erst Ende letzten Jahres in Betrieb gegangen 
ist und wir noch keine Vergleichswerte zu den Vorjahren haben ist es sehr 
schwer die Kosten für die Bauhofvergütungen einzuschätzen. 
Aus diesem Grund wurden die Kosten der Bauhofvergütungen eher hoch 
angesetzt. 
 
Unter Berücksichtigung der Veränderungen der Entleerungszahlen und die 
Mengenentwicklungen ergeben sich  
 
 
laut Kalkulation folgende Änderungen bei den Gebühren: 
 
Grundgebühr pro Jahr von  € 111,65 auf € 114,72 (+2,75%) 
Mülltonne /Entleerung von   €     6,84 auf €     6,96 (+1,75%) 
Müllsack von    €     8,18 auf €     8,35 (+2,08%) 

 
Beratung: 
Fr. Dr. Wassermair:  
Die Abfallgebühr wurde im Umweltausschuss vorberaten, die 
Berechnungsgrundlagen sind allen Fraktionen zur Verfügung gestanden. 
Die Erhöhung der Grundgebühr (inklusive 10 % Umsatzsteuer) beträgt für das 
kommende Jahr 3,39 Euro. Eine Entleerung einer 120 l-Restmülltonne wird 2022 
um 0,13 Cent mehr kosten.   
Das bedeutet insgesamt eine Abfallgebührenerhöhung bei einem 6- 
wöchentlichen Restmülltonnen-Entleerungsintervall um 4,56 Euro, bei 4- 
wöchentlicher Entleerung um 5,08 Euro und bei 2- wöchentlicher Entleerung 6,77 
Euro pro Jahr.  
Wenn man Kostenvergleiche mit Nachbargemeinden anstellt, sollte man auch das 
Angebot für die Bevölkerung berücksichtigen. In Aschach wird die Biotonnen-
Entleerung im Sommer wöchentlich und im Winter alle 2 Wochen durchgeführt, in 
unserer Nachbarsgemeinde im Sommer 2- wöchentlich und im Winter 4-
wöchentlich. 
Bei der 120 l-Restmülltonne kann man in Aschach ein 2-, 4-, 6-wöchentliches 
Entleerungsintervall wählen. Jedes Intervall wird etwa von einem Drittel der 
Haushalte gewünscht. In der Nachbargemeinde gibt es keine Wahlmöglichkeit, 
sondern ein 4- wöchentliches Intervall. 
Bezüglich der Biotonnen-Entleerung wurde aus der Bevölkerung der Wunsch 
geäußert, auch im Winter jede Woche entleeren zu lassen. Damit würde sich die 
Grundgebühr etwa um 11,50 Euro pro Jahr erhöhen.  
Hr. Radler: Die Gebührenordnung ist schon ein jahrelanges Thema und unser 
Anliegen ist, die Müllvermeider zu entlasten und zu belohnen. Im Prüfbericht hat 



man bereits gehört, dass der Müll immer mehr wird und man sollte eine Anregung 
für eine Art Belohnung schaffen. z. B.  entsprechend niedrige Gebühren für die 6- 
wöchentl. Entleerung, mehr variable Kosten und weniger Grundgebühr um einen 
Anreiz für die Bürger zu schaffen. 
Die FPÖ Fraktion wird daher diesem Antrag nicht zustimmen, da sich in den 
letzten Jahren nichts geändert hat. 
Fr. Dr. Wassermair: Sie verliest den Bericht des Vorsitzenden. Zur Diskussion, die 
seit Jahren mit der FPÖ geführt wird: Sie ist gerne bereit, diese noch länger zu 
führen. Es geht dabei um Kostenwahrheit und Transparenz. In der Grundgebühr 
sind viele verschiedene Posten eingerechnet wie z.B. Papiermüll, Biotonne usw. 
Die Restmülltonne an sich ist mehr als kostendeckend. Sie findet es eigentümlich, 
dass die FPÖ nicht an Familien mit Kindern denkt, die Windeln haben, wo mehr 
Restmüll anfällt oder auch an pflegebedürftige Personen, wo viel Material und 
eventuell auch Windeln anfallen. 
Hr. Ing. Lucan: Natürlich leistet der Umweltausschuss gute Arbeit, aber es wurde 
auch bei der letzten Sitzung diskutiert. Er versteht, dass bei Kindern oder 
Pflegebedürftigen Windeln anfallen. Er ist jemand, der darauf achtet und mit der 
Restmülltonne 12 Wochen auskommen würde, da er alles genau trennt und man 
sollte sich das derzeitige Modell schon mal genau anschauen. 
Hr. Haider: Wie Hr. Lucan gerade gesagt hat, genau darum geht es. Man kann 
natürlich nicht Leute bestrafen, wo mehr Müll ist aufgrund verschiedener 
Situationen. Seit 12 Jahren ist die FPÖ schon der Meinung, dass man nicht 
einfach die Vorlage vom BAV nimmt und die Zahlen einsetzt. Man sollte sich 
einfach damit genau auseinandersetzen. 
 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Der Gemeinderat möge daher der Änderung zustimmen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Die gesamte FPÖ Fraktion stimmt gegen den Antrag.  
Hr. Leblhuber Christian und Fr. Paschinger Ina enthalten sich der Stimme. 
Alle übrigen Gemeinderäte stimmen mit einem Handzeichen für diesen Antrag. 
 

 
 
ENDE TOP 2.8.   



 MARKTGEMEINDE ASCHACH an der DONAU 
A be l s t r .  4 4 ;  40 82  A sc hac h  

 

 

Tel.: 07273/6355-14 
Fax: 07273/6355-17 

Bearbeiter: Bianca Stieger 
E-mail: bianca.stieger@aschach-donau.ooe.gv.at 

 
 
 
 

VERORDNUNG 
 
 
des Gemeinderates der Marktgemeinde Aschach vom 13.12.2021, mit der eine 
Abfallgebührenordnung erlassen wird.  
 
Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z. 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2017, BGBl. I Nr. 
1116/2016 i.d.g.F. und des § 18 des Oö. Abfallwirtschaftsgesetzes 2009 (Oö. AWG 
2009), LGBl. Nr. 71/2009 i.d.g.F., wird verordnet: 
 
 
 

§ 1 
Gegenstand der Gebühr 

 
Für die Sammlung und Behandlung von Siedlungsabfällen ist eine Abfallgebühr zu 
entrichten. 
 

§ 2 
Höhe der Gebühren 

 
Die Grundgebühr beträgt jährlich 

• je Kunststoffbehälter mit 120 Liter Inhalt € 114,72 

• je Container mit 770 Liter Inhalt € 736,12 

• je Container mit 1100 Liter Inhalt € 1.051,60 
 
Die Abfallgebühr beträgt 

• je abgeführte Mülltonne mit 120 Liter Inhalt €      6,96 

• je abgeführten Container mit 770 Liter Inhalt €    44,66 

• je abgeführten Container mit 1100 Liter Inhalt €    63,80 
 
je abgeführten Müllsack mit 90 Liter Inhalt €      8,36 
 
 
Für die Änderung des Abfallintervalls werden Manipulationsgebühren in der Höhe 
von 
€ 4,00 verrechnet.  
 
Zu den Gebühren in dieser Verordnung wird die gesetzliche Umsatzsteuer 
hinzugerechnet. 



 
 
 
 

§ 3 
Abgabepflichtiger 

 
Gebührenschuldner ist der Liegenschaftseigentümer. 
 
 

§ 4 
Entstehen der Abgabepflicht 

 
Die Verpflichtung zur Entrichtung der Gebühren nach § 2 beginnt mit Anfang des 
Monats, in dem die Sammlung (Erfassung) von Abfällen von den jeweiligen 
Liegenschaften erstmals stattfindet. 
 
 

§ 5 
Fälligkeit 

 
Die Gebühren nach § 2 sind vierteljährlich, und zwar am 15.2., 15.5., 15.8. und 15.11. 
eines jeden Jahres zur Zahlung fällig. 
 
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
Die Rechtswirksamkeit dieser Abfallgebührenordnung beginnt mit dem auf den 
Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag; gleichzeitig tritt die Verordnung vom 
16.12.2020 außer Kraft. 
 
 
 
 
 
 

Der Bürgermeister: 
 
 
 
 
 

(Mag. Dietmar Groiss) 
 

 
Angeschlagen am: ______________ 
 
Abgenommen am: ______________ 
 

 



2.9. Vergabe des Kassenkredites für 2022 – Beratung und Beschlussfassung. 

Bericht des Vorsitzenden: 
Lt. § 83 OÖ Gemeindeordnung kann die Gemeinde zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben des ordentlichen Gemeindevoranschlages Kassenkredite aufnehmen. 
Dieser ist binnen Jahresfrist zurückzuzahlen und darf ein Viertel der Einnahmen des 
ordentlichen Gemeindevoranschlages nicht überschreiten. 
 
Angebote für den Kassenkredit wurden von den drei örtlichen Banken eingeholt. 
Die Angebote wurden für eine Summe von € 1.000.000,-- ausgeschrieben. 
 
Die Angebotseröffnung erfolgte am 29.11.2021 
 
Folgende Bankinstitute wurden zur Anbotslegung eingeladen: 
 

 

Bank Zuschlag(6-Mo.-Euribor)   Fixzinssatz  Spesen 
Volksbank, Eferding  kein Angebot abgegeben 
  
Raiffeisenbank, Hartkirchen + 0,52 % 0,52%   lt. Beilage 
      
Sparkasse, Eferding  + 0,52 % auf 3-Mo-Euribor  lt. Beilage 
          
Der 6-Monats-Euribor liegt derzeit bei – 0,541 % (1. 12. 2021). Die Sparkasse hat 
jedoch auf Basis des 3-Mo-Euribor angeboten und musste daher ausgeschieden 
werden. Als Basis wird der Prozentsatz 0 angenommen. 
Es ist daher nur ein gültiges Angebot der Raiba Hartkirchen vorhanden. 
 
 
Beratung: 
Hr. Haider: Kann man dies nicht als Fixzinssatz vergeben? Er geht nicht davon aus, 
dass der 6 Monats Euribor im Jahresverlauf vom negativen ins positive dreht und dann 
dadurch höher wird, aber man macht keinen Fehler, wenn man den Fixzinssatz nimmt. 
 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Der Kassenkredit möge an die Raiba Hartkirchen vergeben werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird mit einem Handzeichen einstimmig angenommen. 
 
 
 
ENDE TOP 2.9 
 
 
  



2.10. Voranschlag 2022 inkl. Dienstpostenplan und Hebesätze – Beratung und 
Beschlussfassung. 

Bericht des Vorsitzenden: 
Der Voranschlag ist für das Kalenderjahr als Finanzjahr zu erstellen. 

 Der Voranschlag besteht aus 

1. dem Ergebnisvoranschlag in der Gliederung nach § 6, 

2. dem Finanzierungsvoranschlag in der Gliederung nach § 6, 

3. dem Detailnachweis auf Kontenebene gemäß § 6 Abs. 7, sofern die Gliederung des Voranschlags  

nach § 6 Abs. 3 erfolgt, 

4. dem Stellenplan für den Gesamthaushalt und 

5. den Beilagen nach Abs. 2 und 3. 

(2) Im Voranschlag sind voranzustellen 

1. die Übersicht über die Erträge und Aufwendungen aus dem Ergebnisvoranschlag, gegliedert in  

Mittelverwendungs- und –aufbringungsgruppen auf erster Ebene für den Gesamthaushalt (Anlage 1a), 

2. die Übersicht über die Einzahlungen und Auszahlungen aus dem Finanzierungsvoranschlag,  

gegliedert in Mittelverwendungs- und -aufbringungsgruppen auf erster Ebene für den  

Gesamthaushalt (Anlage 1b), 

3. der Voranschlags- und Rechnungsquerschnitt (Anlagen 5a und 5b). 

(3) Der Voranschlag hat weiters folgende Beilagen zu enthalten: 

1. einen Nachweis über Transferzahlungen von Trägern und an Träger des öffentlichen Rechts,  

die zumindest nach Teilsektoren des Staates aufzugliedern sind (Anlage 6a), 

2. einen Nachweis über Zuführungen an und Entnahmen von Zahlungsmittelreserven und 

 Haushaltsrücklagen (Anlage 6b), 

3. einen Nachweis über den voraussichtlichen Stand der Finanzschulden am Schluss des dem  

Voranschlagsjahr vorangegangenen Finanzjahres, sowie über den Schuldendienst im Voranschlagsjahr 

mit folgenden Angaben: Tilgung, Zinsen, Schuldendienst insgesamt, Schuldendienstersätze,  

Nettoschuldendienst und Laufzeit (Anlage 6c), 

4. einen Nachweis über haushaltsinterne Vergütungen (Anlage 6f). 

 
 
 
Da sich noch eine Änderung bei der SHV-Umlage ergeben hat, ist dies mittels 
eigenem Beschluss durch den Gemeinderat abzuhandeln. Seitens der Buchhaltung 
wurde diesbezüglich ein Aktenvermerk angefertigt.  



 
 
Im Zuge des Voranschlages ist auch der Dienstpostenplan nach den tatsächlichen 
Personalerfordernissen anzupassen.  



Folgende Änderungen sind im Dienstpostenplan vorgenommen worden: 

Änderungen Dienstpostenplan 
 
 
 
Kindergartenhelferin: Eine Kindergartenhelferin kommt mit 01.07.2022 aus der Karenz 

zurück. 
 Beschäftigungsausmaß 16 Stunden (40%) 
 
 
Kindergartenhelferin: Reduzierung der Wochenarbeitszeit von 32,25 Stunden auf 21 

Stunden aufgrund der Rückkehr von Frau Mitter Anita. 
 Neues Beschäftigungsausmaß 52,50 % 
 
 
Pädagogin: Kürzung der Wochenarbeitszeit von 20 Stunden auf 19 Stunden. 
 Die Kürzung war notwendig, da bei der Sprachförderung 1 Kind 

wegfällt. 
 Neues Beschäftigungsausmaß 47,5%. 
 
 
Wirtschafshofmitarbeiter: Das Dienstverhältnis mit Herrn Paschinger Michael wird 

aufgrund seiner Pensionierung beendet. 

 
 
Sonstige Bed.: Wegfall von Frau Zahorka Elisabeth (Aushilfe im Standesamt)  
 
Im Voranschlagserlass sind folgende Gebühren für Wasser und Kanal 
vorgesehen: 
2.8.2. Anschlussgebühren Die Mindestanschlussgebühren (excl. USt.) betragen ab 1. Jänner 2022 bei 
Wasserversorgungsanlagen 2.137 Euro (2021 € 2.077) Steigerung 2,807 % und bei 
Abwasserbeseitigungsanlagen 3.565 Euro (2021 € 3.465,--) Steigerung 2,805 %. Die 
Mindestanschlussgebühren dürfen nicht unterschritten werden.  

2.8.3. Benützungsgebühren Die Oö. Landesregierung hat in ihrer Sitzung vom 19. Oktober 

2015 beschlossen, dass die Anhebung der Mindestbenützungsgebühren für die 

Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungsanlagen ab dem Jahr 2016 (bis einschließlich 

2021) auf Basis der Entwicklung des VPI 1986 in den vergangenen zwölf Monaten festgesetzt 

wird, sofern diese mindestens 2 % beträgt. Liegt die Steigerung des VPI 1986 unter 2 %, so 

werden die Mindestgebührensätze als Ausgleich zur jährlichen Degression der 

Förderungszuschüsse gem. UFG 1993 um 2 % erhöht. Die Oö. Landesregierung hat in ihrer 

Sitzung am 15. November 2021 beschlossen, die bisherige Regelung um ein Jahr zu verlängern. 

Die Höhe der festzusetzenden Benützungsgebühren für das Finanzjahr 2022 beträgt für 

Wasserversorgungsanlagen 1,67 Euro (excl. USt.) pro m³ (2021 € 1,62) Erhöhung von 

2,994 %  und für Abwasserbeseitigungsanlagen 4,11 Euro (2021 € 3,99) Erhöhung von 

2,919 % (excl. USt.) pro m3 

 
2.19. FESTSETZUNG STEUERHEBESÄTZE  

Die Steuerhebesätze für das Finanzjahr 2022 sind so rechtzeitig zu beschließen, dass sie nach 

Ablauf der zweiwöchigen Kundmachungsfrist jedenfalls mit 1. Jänner 2022 rechtswirksam 

werden. Für den Fall, dass eine rechtzeitige Beschlussfassung des Voranschlages nicht 



gewährleistet ist, empfehlen wir hinsichtlich der für die Ausschreibung und Einhebung der 

Gemeindeabgaben erforderlichen Beschlüsse (insb. Steuer- bzw. Hebesätze, sonstige 

Gebührenverordnungen) dringend eine zeitgerechte, gesonderte Beschlussfassung dieser 

Verordnungen, damit diese Abgaben mit Beginn des Haushaltsjahres wirksam werden. Wenn 

und weil diese Beschlüsse aber nicht „gleichzeitig“ mit dem Gemeindevoranschlag gemäß § 76 

Abs. 6 leg.cit. beschlossen werden, gilt in diesem Fall die besondere Kundmachungsform des 

§ 76 Abs. 7 leg.cit bzw. die Vorlage gemäß § 77 leg.cit. nicht. Diese nicht gleichzeitig mit dem 

Gemeindevoranschlag, sondern in einer vorherigen Gemeinderatssitzung gesondert 

beschlossenen Verordnungen sind gemäß § 94 leg. cit. kundzumachen und gemäß § 101 leg.cit. 

der Aufsichtsbehörde zur Verordnungsprüfung vorzulegen. Unterscheidung zwischen „echten“ 

Hebesatzverordnungen (gemäß § 76 Abs. 6 Oö. GemO 1990) und sonstigen Verordnungen 

Viele Gemeinden erhöhen jährlich – meistens zum Jahreswechsel – ihre Abfall-, Wasser- 

und/oder Kanalgebühren. Dabei gibt es rechtlich gesehen zwei Möglichkeiten, eine solche 

Erhöhung vorzunehmen. Leider werden diese beiden Möglichkeiten immer häufiger vermischt, 

was zu Unklarheiten und rechtlichen Unsicherheiten bzw. Problemen bei der 

Verordnungsprüfung führt. Wir ersuchen daher die Gemeinden, (nur) eine der anschließend 

dargestellten Möglichkeiten zu wählen und nicht beide Varianten zu vermischen: Erste 

Möglichkeit der Gebührenerhöhung: Gleichzeitiger Beschluss mit Voranschlag (§ 76 Abs. 6 

Oö. GemO 1990) Gemäß § 76 Abs. 6 Oö. GemO 1990 können vom Gemeinderat die in den 

Gebührenordnungen enthaltenen Gebührensätze (also z.B. die Abfall-, Wasser- und 

Kanalgebühren) gleichzeitig mit der Seite 22 Beschlussfassung über den Gemeindevoranschlag 

abgeändert werden. Diese Variante ist aber nur dann möglich, wenn tatsächlich NUR die 

Gebührenhöhe geändert wird und nicht auch sonstige Passagen der jeweiligen 

Gebührenordnung. Bei dieser Variante wird die Verordnungsprüfung von den 

Bezirkshauptmannschaften als Aufsichtsbehörde, und nicht von der Oö. Landesregierung 

durchgeführt (§ 99 Abs. 2 Oö. GemO 1990).  

Zweite Möglichkeit der Gebührenerhöhung: Änderung oder Neuerlassung der jeweiligen 

Gebührenordnung (§ 94 iVm 101 Oö. GemO 1990) Möchte der Gemeinderat die Gebühren 

erhöhen und werden aber die Gebührensätze nicht gleichzeitig mit dem Voranschlag 

beschlossen (siehe Variante 1.), dann ist die jeweilige Gebührenordnung abzuändern oder 

neuzuerlassen. Dabei können natürlich auch inhaltliche Änderungen vorgenommen werden. 

Wir ersuchen die Gemeinden, in einem solchen Fall nicht alle Gebühren (also z.B. Grundsteuer, 

Abfallgebühren, Wassergebühren, Kanalgebühren, Hundegebühren etc.) in eine einzige 

Verordnung zu „packen“, da dies sehr unübersichtlich werden kann und dabei oft auch Fehler 

passieren. Hier wären – wie oben beschrieben – die jeweiligen Gebührenordnungen jeweils 

einzeln bzw. getrennt abzuändern (oder neuzuerlassen). Oft werden zwar die jeweiligen 

Gebührenordnungen einzeln abgeändert, zusätzlich wird aber noch eine „gemeinsame“ 

Gebührenordnung (mit ALLEN Gebühren) beschlossen, was rechtlich gesehen überhaupt 

keinen Sinn ergibt und nur zusätzlichen Verwaltungsaufwand (sowohl bei der Gemeinde, als 

auch bei der Aufsichtsbehörde) verursacht. Wir ersuchen daher die Gemeinden, auch eine 

solche Vorgehensweise zu unterlassen. Abschließend ist festzuhalten, dass es bei den 

Gebührenordnungen leider immer wieder zu Formalfehlern kommt (z.B. zu kurze 

Kundmachungsfrist oder der kundgemachte Verordnungstext ist nicht von der 

Beschlussfassung gedeckt). Auch dies verursacht zusätzlichen und vor allem unnötigen 

Verwaltungsaufwand sowohl auf Gemeindeebene, als auch für die Aufsichtsbehörde. Wir 

verweisen daher erneut auf unser Rundschreiben vom 14.06.2017, IKD(Gem)-540000/117- 

2017-Hc, mit dem Titel „Häufige Fehlerquellen bei Beschluss und Kundmachung von 

Verordnungen“ (abrufbar im GemNet).  

In der Vergangenheit sind am Jahresende immer sämtliche Gebührenverordnungen 
neu beschlossen worden, obwohl nur die Gebührensätze geändert wurden. Dies wäre 



jedoch lt. Voranschlagserlass nicht notwendig. Die Hebesätze könnten somit mit dem 
Voranschlag mitbeschlossen werden.  
Die Hebesätze wurden auch vom Gemeindevorstand in seiner Sitzung am 30.11.2021 
vorberaten. Es wurde jedoch keine eindeutige Empfehlung ausgesprochen.  
 
Beratung: 
Vorsitzender: Er erläutert den vorliegenden Punkt. Es kommt noch eine Änderung 
dazu, die nicht im Amtsvortrag war. Hr. Gaadt Manuel hat dies heute noch geschickt. 
Es wird heute auch über die Hebesätze gesprochen und im Vorstand hat es eher so 
ausgesehen, als würde man die variablen Gebühren für Wasser und Kanal heuer 
nicht erhöhen. Wenn es allerdings so ist, dann muss auch dahingehend der 
Voranschlag nochmals überarbeitet werden. Man sollte jetzt darüber diskutieren, ob 
man die empfohlenen Erhöhungen zustimmen oder mit den Erhöhungen ein Jahr 
aussetzt.  
Ing. Peter: Die SPÖ Fraktion wird den Erhöhungen betreffend Wasser und Kanal 
nicht zustimmen. In den vergangenen Jahren war immer die Argumentation, wenn 
man nicht erhöht, bekommt man keine Förderung. Dazu möchte er zwei Zeilen aus 
dem Rechnungsabschluss 2020 von der BH vorlesen: 
In diesem wird beschrieben, dass es Änderungen der Förderungsrichtlinien gegeben 
hat und das bedeutet konkret, dass Gemeinden, bei denen eine Landesförderung für 
Maßnahmen der Abwasserentsorgung gewährt werden soll, zumindest 
kostendeckend Gebühren einzuheben haben. Man hat bereits gehört, dass wir 
kostendeckend arbeiten und Überschüsse vorhanden sind. Auch vom 
Prüfungsausschuss gibt es dazu eine Notiz: Weiters ist für Gemeinden, die keine 
Abgangsgemeinden sind, ab dem Jahr 2021 die Mindestgebührenverpflichtung 
aufgehoben.  
Man ist daher nicht verpflichtet, diese Gebühren zu erhöhen und daher wird die SPÖ 
einer Erhöhung auch nicht zustimmen. 
Hr. Knierzinger: Die ÖVP Fraktion spricht sich für eine Erhöhung aus. Man sieht es 
im Voranschlag für das kommende Jahr. Mit Stichtag 31.12.2021 hat die Gemeinde 
Darlehen in der Höhe von € 3,25 Mill., die auf Kanalbau- und Kanalsanierung 
zurückzuführen sind und deshalb sollte man sich nicht mit Tatsachen loben, die nicht 
ganz so stimmen, auch wenn Tilgungen vorhanden wären und die ÖVP Fraktion 
würde sogar vorschlagen, dass diese vorzeitig getilgt werden, wie es auch die BH im 
Prüfbericht vorschlägt. 
Hr. Radler: Im Grunde hat Hr. Robert Peter die Argumentation bereits dargelegt. 
Auch die FPÖ Fraktion wird in der derzeitigen Situation keiner Erhöhung zustimmen, 
da man die Bürger nicht zusätzlich belasten sollte. 
Fr. Dr. Wassermair: Die Grünen Fraktion ist absolut gegen eine Erhöhung. Vor zwei 
Jahren hat man die Grundgebühr über ein bestehendes Kubikmeter-
Abrechnungssystem zusätzlich darüber gestellt, ohne dass man die 
Kubikmeterpreise gesenkt hätte. 
Hr. Ing. Lucan: Es ist schön, dass die FPÖ einmal mitzieht, diese haben jahrelang bei 
den Erhöhungen mitgestimmt. Der ÖVP muss er sagen, dass 12 Jahre Zeit war für 
Rückzahlungen, warum wurde das nicht vorher gemacht? 
Vorsitzender: Nachdem man weiß, wie die Fraktionen dem gegenüber stehen, ist die 
Kundmachung, wie sie im Amtsvortrag steht, eigentlich nicht korrekt. Wo die 
Sternchen sind bei Kanal- und Wasserbenutzung, muss man die Zahlen korrigieren 
was auch für das Heurige Jahr gegolten hat –  
Kanalbenützungsgebühr mit 3,99 und Wasserbenützungsgebühr mit 1,62 pro 
Kubikmeter.  



Man müsste die besagte Änderung mitbeschließen, damit die Buchhaltung dies 
einarbeiten kann in den Voranschlag. 
Hr. Knierzinger: Mit Stichtag 6.7.2021 hat die Gemeinde 2465 Einwohner gehabt und 
mit Stichtag 31.10. hatte man 2206, dies war auch der Grund, warum der 
Gemeinderat verkleinert wurde. Warum ist hier so ein Unterschied?  
Hr. Mag. Gaadt: Er möchte darauf antworten. Diese Zahlen wurden von der 
Aufsichtsbehörde übermittelt. 
Hr. Knierzinger: Bezüglich Personalaufwand möchte er wissen, warum dies im 
kommenden Jahr geringer ausfällt? 
Vorsitzender: Es gibt im kommenden Jahr zwei Pensionierungen und eine davon im 
Bauhof, welche nicht nachbesetzt wird, weil hier der Wirtschaftshof einstellt und eine 
im Kindergarten. Diese wird zwar nachbesetzt, aber in einer anderen Gehaltstufe. 
Fr. Dr. Wassermair: Die Grünen sehen nach wie vor die dringende Notwendigkeit, 
Klarheit im Bereich Wasser und Kanal zu schaffen, die jetzt nicht besteht.  
Es ist wichtig, einen realistischen Mittelfristigen Finanzplan zu erstellen, der die 
zukünftigen Kosten für die Trinkwasserversorgung, die Kanalnetze und die 
Abwasserentsorgung aufzeigt. 
Dies beinhaltet den laufenden Betrieb inklusive Verwaltung und zu tätigende 
Investitionen in den Erhalt und Ausbau der Anlagen. 
Daraus ist eine kostenwahre und transparente Gebührenkalkulation zu erarbeiten 
und Überschüsse sind für zweckgebundene Rücklagen und Abschreibungen 
anzusparen. 
Die Grünen erkennen an, dass es sich bei den bestehenden Problemen um Altlasten 
handelt, deren Behebung einen gewissen Zeitraum in Anspruch nehmen wird und 
daher dem neuen Bürgermeister und der Gemeindeverwaltung die Möglichkeit 
eingeräumt werden sollte, endlich nachvollziehbare Wasser- und Kanalgebühren 
darzustellen.  
Die Grüne Fraktion geht davon aus, dass sich alle Verantwortlichen um klare 
Verhältnisse bemühen werden.  
Hr. Mag. Gaadt: 
nachfolgend darf ich auf kurzem Wege von der FPÖ Fraktion Änderungsanträge für den 
Voranschlag 2022 übermitteln, die unseres Erachtens für unsere Zustimmung erforderlich sind: 
  

1. Im Vorbericht unter dem Abschnitt 8 "Beschreibung sich abzeichnender Entwicklungen ..." 
sollte ergänzend eine künftige Ausgabenbelastung durch Kanalsanierungen (nächste 
Sanierungsetappe) sowie erforderliche Umbau- und Sanierungsmaßnahmen im 
Zusammenhang mit der Nachfolgenutzung Neue Mittelschule Aschach sowie Kindergarten 
aufgenommen werden. 

2. Die SHV Umlage ist bitte auf den lt. Finanzabteilung aktualisierten Wert von EUR 743.700 
anzupassen. 

3. Die Sanierung der öffentlichen Toilette ist mit EUR 20.000 unter 1/812000-618000 
angesetzt. Aus der Diskussion in der Finanzplanungsgruppe erscheint dieser Wert zu hoch 
gegriffen und sollte jedenfalls um ein Drittel auf EUR 14.000 reduziert werden. 

4. Das Beleuchtungskonzept enthält für 2022 keine Abschreibungen. Bei Investitionskosten 
von EUR 400.000 sowie einer Nutzungsdauer von 20 Jahren (bitte noch verifizieren 
lassen!), wäre hier von einem zusätzlichen Aufwand in der Ergebnisrechnung in Höhe von 
rd. EUR 20.000 zu budgetieren. Gegenläufig sollte auch ein Abschlag in den Stromkosten 
(Konto 1/816000-600000) vorgenommen werden, die mit den Informationen des 
Projektplaners im Einklang stehen. 

5. Im Abschnitt Dienstleistungen sind sowohl bei Wasser (Konto 2/850000+852000) sowie bei 
Abwasser (Konto 2/851000+852000) eine Erhöhung von 1% bzw. 3% veranschlagt. 
Mangels Aufnahme der beiden Punkte in die heutige Tagesordnung gehe ich von keiner 
Erhöhung der Wasser- bzw. Abwassergebühren aus. Auskunftsgemäß wurden hier die 
Erhöhungen der Mindestgebühren des Landes OÖ aus dem VA-Erlass einbezogen. Diese 
sind für Aschach aber nicht zwingend anwendbar. Die Einnahmen sollten also auf VJ Niveau 
belassen werden. 



  
Ergänzend konnten wir uns von der Rückstellungsauflösung auf Konto 2/240000+817000 nicht 
vollständig überzeugen, wie diese zustande kommt. Ich vermute es handelt sich um 
Bewertungseffekte, in der Kürze ist das aber nicht eruierbar gewesen. 
  

Zu den heutigen Punkten für den Voranschlag möchte er der Vollständigkeit halber 
noch die Punkte der FPÖ Fraktion ergänzend aufzählen. 
Es wird eine Rückstellungsauflösung von € 57.000,- durchgeführt und gegengleich 
hat er vermutet, dass es dafür einen zusätzlichen Pensionierungsaufwand gibt. Er 
hat aber dies in den Aufwendungen nicht gefunden.  
Die Abschreibung für das Beleuchtungskonzept sollte bereits für dieses Jahr aktiviert 
werden. 
Vorsitzender: Bezüglich der Abschreibungen für das Beleuchtungskonzept hat man 
nochmals bei der Aufsichtsbehörde nachgefragt. Nachdem dies noch nicht 
abgeschlossen ist, muss man es nicht in den Voranschlag miteinbringen, vor allem 
wenn man nicht weiß, wann dieses Vorhaben abgeschlossen sein wird. Bezüglich 
der Einsparungen der Stromkosten kann man dies jetzt noch schwer abschätzen. 
Auch dies wird Teil für einen Nachtragsvoranschlag. Zum ersten Punkt möchte er 
sagen, dass dies aufgenommen wird in den Änderungsantrag. Man ist hier in einer 
Debatte bezüglich des MFP. Dieser sollte in Zukunft so gestaltet werden, dass man 
vernünftig damit arbeiten kann und das wäre auch ein großer Auftrag an den Bau- 
und Umweltausschuss, dass man heuer eine Auflistung mit einer Prioritätenreihung 
und Kostenschätzungen bekommt für die erforderlichen Straßen- und 
Kanalsanierungen und dass man dies auch vom Umweltausschuss bekommt, mit 
den Auflistungen der notwendigen Investitionen, die bei den gemeindeeigenen 
Gebäuden anstehen, um in den MFP einarbeiten zu können. 
Hr. Knierzinger: Im Voranschlag ist auch das Projekt der Ladestation für E-Autos 
drinnen. Für wie viele Autos ist das gleichzeitig ausgelegt und wo wird das realisiert 
und auch die € 250.000,- für die Straßensanierung. Gibt es hier schon konkrete 
Projekte? 
Vorsitzender: Bezüglich E-Ladestation wäre dies schon im Umweltausschuss 
behandelt worden, aufgrund der Corona-Situation wurden nur die dringenden Punkte 
behandelt. Geplant ist aber, dass 2 Autos gleichzeitig laden können und es wurden 
div. Standorte geprüft. Näheres wird vom Umweltausschuss erst behandelt. 
Hr. Jäger: Im Bauausschuss wurde empfohlen, dass die Stelzhamerstraße saniert 
werden soll. Es gab dazu bereits eine Begehung. Es müssen noch die 
Kostenvoranschläge abgewartet werden und dann wird es neuerlich behandelt. Es ist 
jedoch fraglich, ob sich weitere Sanierungen ausgehen werden. 
Hr. Mag. Gaadt: Er möchte nochmal ergänzend zum Thema Abschreibung des 
Beleuchtungskonzeptes was sagen. Er hat in der VRV nachgeschaut. Dort ist genau 
geregelt, dass die Abschreibungen eines Vermögenswertes linear erfolgt beginnend 
mit der Inbetriebnahme. Es wurde ja bereits in Betrieb genommen und 
dementsprechend gehört es sowohl dieses Jahr in den Rechnungsabschluss als 
auch nächstes Jahr in den Voranschlag. 
Vorsitzender: Man wird das überprüfen, aber es wird nicht alles gleichzeitig in Betrieb 
genommen. Aber man wird sich natürlich damit befassen müssen. 
Hr. Mag. Gaadt: Nach einer kurzen Beratung ersucht die FPÖ Fraktion, das Thema 
mit der Abschreibung aufzunehmen, dann kann auch die FPÖ Fraktion dafür 
stimmen. 
AL Rathmayr: Sie hat heute mit der Aufsichtsbehörde gesprochen. Es ist 
unumstritten, dass man natürlich nächstes Jahr schauen muss, wie hoch die 
Abschreibung sein wird. Die Aufsichtsbehörde hat mitgeteilt, dass wenn die gesamte 



Anlage bis Juni in Betrieb genommen wird, dann ist die komplette Abschreibung zu 
berücksichtigen. Falls dies später ist, dann die Hälfte. Laut Auskunft kann man dies 
natürlich auch im Zuge des Nachtragsvoranschlages machen.  
Die Einarbeitung ist natürlich auch eine Zeitfrage. 
Vorsitzender: Er wird dies Änderung jetzt nicht aufnehmen und dies mit dem 
Nachtragsvoranschlag machen. 
 
 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Der vorliegende Voranschlag 2022 samt Hebesätze wie besprochen,  
Dienstpostenplan und den Änderungen jedoch ohne die Abschreibungen 
einzuarbeiten, möge beschlossen werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Hr. Leblhuber Christian, Hr. Haider Christoph, Fr. Hirschberg Petra, Fr. Paschinger 
Ina und Fr. Schlagintweit Anita stimmen gegen den Antrag. 
 
Hr. Knierzinger Christoph, Hr. Radler Thomas, Hr. Mag. Manuel Gaadt und Fr. Dr. 
Wassermair enthalten sich der Stimme. 
 
Alle übrigen Gemeinderäte stimmen mit einem Handzeichen für diesen Antrag. 
 
 
 
 
ENDE TOP 2.10. 
  



Marktgemeindeamt 
Aschach/Donau 
Bezirk Eferding 
Zl: 920-0/H-82/2021     Aschach/Donau, 13. 12. 2021 
 
 
 
Hebesätze und Gemeindesteuern 
 
 
 

K U N D M A C H U N G 
 

Im Sinne des § 76 Abs. 5 der OÖ Gemeindeordnung 1990 wird hiermit kundgemacht, 
dass der Gemeinderat der Marktgemeinde Aschach/Donau in der am 13. 12. 2021 
abgehaltenen öffentlichen Sitzung die Festsetzung der Hebesätze wie folgt 
beschlossen hat: 
 
 
 
Grundsteuer für land- und  
forstwirtschaftliche Betriebe (A) mit   500 v. H. des 
Steuermessbetrages 
 
Grundsteuer für Grundstücke (B) mit   500 v. H. des 
Steuermessbetrages 
 
Lustbarkeitsabgabe mit 15 v. H. des Preises od. 

Entgeltes 
 
Hundeabgabe mit      € 40,-- für jeden Hund 
        € 20,-- für Wachhunde 
 
Kanalbenützungsgebühr mit    € 3,99 pro m³ Wasserverbrauch 
*) 
 
Wasserbezugsgebühr mit     € 1,62 pro m³ Wasserverbrauch 
*) 
 
 
*) Die Sätze der Kanalbenützungs- und Wasserbezugsgebühr beinhalten die 
Mehrwertsteuer nicht. 
 
        Der Bürgermeister: 
 
 
 
Angeschlagen am:  
Abgenommen am:  
 



 

Vorbericht zum Voranschlag 2022 gemäß § 10 Oö. 
Gemeindehaushaltsordnung (Oö. GHO) 

 
 

1. Entwicklung der liquiden Mittel inkl. Zahlungsmittelreserven 
(Finanzierungsvoranschlag) 
 
1.1. Liquide Mittel 
 

Einzahlungen der 

voranschlagswirksamen Gebarung:
 € 5.633.000,00 

Auszahlungen der 

voranschlagswirksamen Gebarung:
 € 5.638.300,00 

Liquide Mittel (Saldo 5 aus Anlage 1b) -€         5.300,00 

 
 

 
□ Der Finanzierungsvoranschlag zeigt, dass die Höhe der Auszahlungen die 

Höhe der Einzahlungen überschreitet und sich die Höhe der liquiden 
Mittel um 5.300,00 € verringern wird. Die finanzielle Ausgeglichenheit 
bleibt jedoch gegeben, da Zahlungsmittelreserven für allgemeine 

Haushaltsrücklagen in der Höhe von 331.700 € zur Verfügung stehen. 
 

Die Ursache für die Verringerung der liquiden Mittel liegt –  
 
in der investiven Gebarung: 
 

• Agenda 21 (€ 11.300,00) 

• Einrichtung Arztpraxis (€ 44.000,00) 

• Straßenbauprogramm (€ 250.000,00) 

• Ladestationen E-Autos(€ 10.000,00) 

• Solarpressen (€ 14.000,00) 

• Beleuchtungskonzept (€ 100.000,00) 

• LIS Wasser und Kanal (€ 64.700,00) 

• Investitionen in der operativen Gebarung (insgesamt € 35.500,00) 
 

• Im MEFP zeigt sich jedoch in den nächsten Jahren eine erneute Erhöhung 
der liquiden Mittel.  

 
1.2 Zahlungsmittelreserven 
 

Die Haushaltsrücklagen der Gemeinde dienen der Verstärkung des 
Kassenkredites und sind daher Bestandteil der Salden auf den laufenden 
Girokonten. 
 
Zum Zeitpunkt der VA-Erstellung stehen der Gemeinde voraussichtlich 
folgende nicht verplante Zahlungsmittelreserven zur Verfügung: 
 



 
 
 
 
 
 

Zahlungsmittelreserven für allgemeine Haushaltsrücklagen: 
 

Bezeichnung Betrag

Rücklage Überschuss  €   331.700,00 

 
 
Zahlungsmittelreserven für gesetzlich zweckgebundene Haushaltsrücklagen: 
 

Bezeichnung Betrag

Rücklage Wasser  €     49.200,00 

 
 
 

Die Gemeinde plant im Voranschlagsjahr von den im Ausmaß von 380.900 € 
vorhandenen Zahlungsmittelreserven folgende Beträge für die Finanzierung 
von investiven Einzelvorhaben zu verwenden: 
 

 

investives Einzelvorhaben Betrag Voranschlagsjahr

Arztpraxis € 44.000,00 2022

LIS € 21.100,00 2022

Straßenbauprogramm € 64.600,00 2022

 
 

In der mittelfristigen Finanzplanung sind folgende Verwendungen von 
Zahlungsmittelreserven vorgesehen: 
 

investives Einzelvorhaben Betrag Planjahr MEFP

LIS € 18.800,00 2023

 
 

Es ist beabsichtigt, aus liquiden Mitteln, welche sich aus dem 
Finanzierungsvoranschlag und der mittelfristigen Finanzplanung ergeben, 
Zahlungsmittelreserven mit folgenden Zweckwidmungen zu dotieren. 
 



Rücklage Wasser € 8.300,00 2023

Rücklage Wasser € 8.300,00 2024

Rücklage Wasser € 8.300,00 2025

Rücklage Wasser € 8.300,00 2026

Kanal-Rücklage € 14.600,00 2024

Kanal-Rücklage € 14.600,00 2025

Kanal-Rücklage € 14.600,00 2026

 
 
 
Daraus ergeben sich am 31.12.2022 für allgemeine und zweckgebundene 
Haushaltsrücklagen voraussichtlich folgende Endbestände: 
 

Bezeichnung Betrag

allgemeine Haushaltsrücklage € 202.000,00

Rücklage Wasser € 57.500,00

Kanal-Rücklage € 0,00

Summe € 259.500,00  
 

2. Bedarf an Kassenkrediten 
 

Die maximale Höhe des Kassenkredits beträgt gemäß § 83 Oö. 
Gemeindeordnung 1990 (ein Viertel der Einzahlungen der laufenden 
Geschäftstätigkeit): 1.286.075 €.  
 
Es ist geplant, einen Kassenkreditvertrag im Rahmen von 1.000.000,00 € 

abzuschließen.  
 
Der Vertrag ist vom Gemeinderat zu beschließen. 

 
 

3. Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit und nachhaltiges 
Haushaltsgleich-gewicht 
 
3.1. Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit*  
 

Ergebnis der laufenden 

Geschäftstätigkeit
VA 2021 VA 2022

Einzahlungen: € 5.084.000,00 € 5.144.300,00

Auszahlungen: € 5.084.000,00 € 5.144.300,00

Saldo: € 0,00 € 0,00
 

 
 
3.2. Nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht 

 
Ein nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht liegt vor, wenn  



a) 
im Finanzierungshaushalt die Liquidität der Gemeinde gegeben 
ist, 

b) 
im Ergebnishaushalt das Nettoergebnis mittelfristig (fünf Jahre) 
ausgeglichen ist und 

c) die Gemeinde ein positives Nettovermögen aufweist. 

 
 

□ Nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht wird erreicht. 
 
 

 
4. Ergebnishaushalt - voraussichtliche Entwicklung des Nettoergebnisses  

 
 

4.1. Ergebnishaushalt - voraussichtliche Entwicklung des 
Nettoergebnisses vor Entnahmen von bzw. Zuweisungen an 
Haushaltsrücklagen 
 

 

VA 2021 VA 2022 Plan 2023 Plan 2024 Plan 2025 Plan 2026

Summe Ertr. 5.225.800,00 5.512.800,00 5.474.300,00 5.567.800,00 5.685.300,00 5.732.400,00

Summe Aufw. 5.416.700,00 5.466.600,00 5.296.300,00 5.336.400,00 5.391.400,00 5.445.700,00

Nettoerg. -190.900,00 46.200,00 178.000,00 231.400,00 293.900,00 286.700,00  
 
4.2. Ergebnishaushalt - voraussichtliche Entwicklung des 

Nettoergebnisses nach Entnahmen von bzw. Zuweisungen an 
Haushaltsrücklagen 

 

VA 2021 VA 2022 Plan 2023 Plan 2024 Plan 2025 Plan 2026

Entnahme von 

Haushaltsrücklagen 296.600,00 129.700,00 18.800,00 0,00 0 0

Zuweisung zu 

Haushaltsrücklagen 0,00 8.300,00 8.300,00 22.900,00 22.900,00 22.900,00

Nettoerg. (Saldo 0) 105.700,00 167.600,00 188.500,00 208.500,00 271.000,00 263.800,00

 
 
5. Voraussichtliche Entwicklung der langfristigen Finanzschulden und 

Verbindlichkeiten  
 
Die Finanzschulden und Verbindlichkeiten aus Darlehen und 
Finanzierungsleasing werden laufend getilgt.  

 

Finanzschulden 

und 

Verbindlichkeiten 

(inkl. Leasing)

VA 2021 VA 2022 Plan 2023 Plan 2024 Plan 2025 Plan 2026

Gesamtsumme 3.584.500,00 3.325.700,00 3.073.100,00 2.816.200,00 2.556.700,00 2.294.600,00

 



 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

6. Auswirkungen aus investiven Einzelvorhaben (Erträge, Betriebskosten, 
Personalaufwand, Finanzierungskosten udgl.) 
Die Auswirkungen resultierend aus investiven Einzelvorhaben werden in 
folgender Tabelle zusammengefasst dargestellt (in 1.000 €): 
 

 

investives Einzelvorhaben
jährl. 

Erträge

jährl. 

Aufwände

jährl. 

Einnah

men

jährl. Ausgaben ab Jahr

Darlehensrückzahlungen 

für

investive Zwecke rd. 280.000,00 € 2022

Summe

Ergebnishaushalt Finanzierungshaushalt

 
 
 

Durch die im Voranschlag und im mittelfristigen Finanzplan enthaltenen 
investiven Einzelvorhaben wird der Gemeindehaushalt in den kommenden 
Finanzjahren mit wie folgt belastet: 
 

• Agenda 21 (€ 11.300,00) 

• Einrichtung Arztpraxis (€ 44.000,00) 

• Straßenbauprogramm (€ 250.000,00) 

• Ladestationen E-Autos(€ 10.000,00) 

• Solarpressen (€ 14.000,00) 

• Beleuchtungskonzept (€ 100.000,00) 

• LIS Wasser und Kanal (€ 64.700,00) 

• Investitionen in der operativen Gebarung (insgesamt € 35.500,00) 
 
 
□ Das Gleichgewicht im Finanzierungshaushalt wird dadurch aus heutiger Sicht 

nicht beeinträchtigt, auch wenn die finanzielle Leistungsfähigkeit 
eingeschränkt wird. 

 
  



 
 
7. Beschreibung wesentlicher Auswirkungen aus Entscheidungen vergangener 

Haushaltsjahre, welche erst im Zeitraum der Veranschlagung und 
Finanzplanung wirksam werden 
 

• Die Ausgaben für die Straßensanierung werden im Finanzjahr 2022 
mit             € 250.000,00 veranschlagt. Die Finanzierung ist durch den 
Infrastrukturbeitrag vom Land OÖ (€ 101.500,00), 
Verkehrsflächenbeiträge (€ 7.000,00), Aufschließungsbeiträge (€ 
1.100,00), Rücklagenentnahmen (€ 64.600,00) und einer Zuweisung 
aus der operativen Gebarung (€ 76.000,00) vorgesehen. 

o In den Folgejahren stehen jeweils Ausgaben iHv. € 107.600,00 
Ausgaben in gleicher Höher gegenüber (€ 3.000,00 
Verkehrsflächenbeiträge + €1.100,00 Aufschließungsbeiträge + € 
103.500,00 Infrastrukturkostenbeitrag). 

 

• Die im VA 2022 budgetierten Ausgaben für das Beleuchtungskonzept 

iHv. € 100.000,00 sollen finanziert werden durch: 
 

o KTZ Bund   €     7.000,00 
o Landeszuschuss €   70.000,00 
o Zuf.a.d.op.Geb. €   23.000,00 

 
 

• Das Leitungsinformationssystem wird mit folgenden Ausgaben 

veranschlagt: 
 

o VA 2022:  € 64.700,00 
o Plan 2023:  € 35.700,00 
o Plan 2024:  € 35.700,00 

 
Budgetierte Finanzierung: 
 

o Landeszuschuss: 
VA 2022:  € 29.000,00 
Plan 2024:  € 38.000,00 

o Rücklagenentnahmen:  
VA 2022:  € 21.100,00 
Plan 2023:  € 18.800,00 

o Anschlussgebühren und Aufschließungsbeiträge: 
VA 2022:  € 14.600,00 

Plan 2023  € 14.600,00 
 
 
 

 
8. Beschreibung sich abzeichnender Entwicklungen (Verbesserungen, 

Belastungen), die sich in den folgenden Haushaltsjahren auf den 
Gemeindehaushalt auswirken können 
 



Wegen baulicher Mängel ist das Amtsgebäude zu adaptieren bzw. neu zu 
errichten. Da derzeit weder ein Zeitplan noch Kostenschätzungen noch ein 
Finanzierungskonzept vorliegen, wurde dieses Projekt noch nicht in den 
mittelfristigen Finanzplan aufgenommen. 

 
 

Marktgemeinde Aschach an der Donau, am 01.12.2021 
 
 
Der Bürgermeister: 
 
                                    
 
 
  
  



2.11. Mittelfristiger Finanzplan 2022 – 2026 – Beratung und Beschlussfassung 

 
Bericht des Vorsitzenden: 
Die mittelfristige Finanzplanung ist eine jährlich zu überprüfende, auf einen 
mehrjährigen Zeitraum (fünf Jahre) bezogene Zusammenstellung von Prioritäten und 
Größenordnungen finanzieller Maßnahmen, die auf der Zielvorstellung der Gemeinde 
beruht. Diese Planung darf nicht starr sein, jährliche Revisionen unter 
Berücksichtigung neuer Daten, Erkenntnisse, Informationen und Bedürfnisse sind 
notwendig, wobei ausdrücklich darauf hinzuweisen ist, dass auch die zu erwartenden 
Folgekosten berücksichtigt werden müssen. 
Die Vielzahl von Vorhaben, die vielfach gleichzeitige Durchführung mehrerer 
Vorhaben und die Begrenztheit vorhandener Mittel, begründen das Erfordernis der 
mittelfristigen Finanzplanung. Diese unterscheidet sich vom Voranschlag durch die 
Mehrjährigkeit. Sie hat einerseits den Aufwand für eine Anzahl von Jahren der 
Planperiode und andererseits die Einnahmequellen zu berücksichtigen, die die 
erforderlichen Mittel liefern sollen. Wie der Voranschlag ist auch die mittelfristige 
Finanzplanung ein Instrument der Gebarungssicherheit, welches jedoch den 
Voranschlag nicht zu ersetzen vermag.  
Der mittelfristige Finanzplan besteht aus dem mittelfristigen Einnahmen- und 
Ausgabenplan und dem mittelfristigen Investitionsplan. Der mittelfristige Einnahmen- 
und Ausgabenplan enthält alle voraussichtlichen voranschlagswirksamen Einnahmen 
und Ausgaben, soweit es sich nicht um Einnahmen und Ausgaben für 
Investitionsvorhaben und zweckgebundene Investitionsförderungen handelt, für 
jedes Finanzjahr der Planperiode.  
Im Zuge der Voranschlagserstellung wurde auch der Mittelfristige Finanzplan für die 
Jahre 2022 bis 2026 erstellt. 
 
Beratung: 
Vorsitzender: Auch für ihn ist der MFP nicht 100% befriedigend und man sollte 
gemeinsam daran arbeiten, um ein Instrument daraus zu machen, welches wirklich 
Sinn macht. 
Hr. Knierzinger: Bis zum Jahr 2026 ist angenommen, dass die NMS in Hartkirchen 
nicht fertiggestellt wird. Es sind daher jährlich Einnahmen von über € 80.000,-. Die 
Information der ÖVP ist aber, dass im Jahr 2024 die Übersiedlung stattfinden wird 
und dann muss die Gemeinde Aschach einen Gastschulbeitrag zahlen. Diese 
Änderungen müssten berücksichtigt werden. Auch für den gültigen GEP wäre 
vorgesehen, FF Fahrzeuge anzukaufen. Dies findet man hier auch nicht. 
Vorsitzender: Bezüglich GEP steht er im Austausch mit der Feuerwehr und es wird 
natürlich in der Zukunft eingearbeitet. 
Fr. Dr. Wassermair: Die Grün Fraktion hat seit Ewigkeiten dem MFP nicht mehr 
zugestimmt, während die ÖVP und FPÖ zugestimmt haben, wissend dass dies 
immer gleich schwindlig ist. Daher glaubt sie, dass es berechtigt ist, dass der neue 
Bürgermeister die Chance bekommt, dies zu bereinigen. 12 Jahre haben die ÖVP 
und FPÖ Gelegenheit gehabt. 
Hr. Mag. Gaadt: Konsequenterweise zum Voranschlag 2022 wird die FPÖ auch dem 
MFP nicht zustimmen, weil wir auch hier die Abschreibung nicht haben für das 
Beleuchtungskonzept. 
 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Der vorliegende MFP für die Jahre 2022 – 2026 möge beschlossen werden. 



 
Abstimmungsergebnis: 
Die gesamte FPÖ Fraktion, die gesamte ÖVP Fraktion und Fr. Dr. Wassermair 
enthalten sich der Stimme. 
Alle übrigen Gemeinderäte stimmen mit einem Handzeichen für diesen Antrag. 
 
 
 
 
ENDE TOP 2.11. 
  



3. Verordnungen und Verträge 
3.1. Antrag der Grün-Fraktion bezüglich „Projekt „Aschach: Leben am Fluss; 
Themen- und Erlebnispromenade an der Donau“ 

Bericht des Vorsitzenden: 

 



 
 
Fr. Dr. Wassermair: 
Sie verliest den vorliegenden Antrag. 
Hr. Ing. Peter: Man braucht sich nicht mehr im Detail darüber unterhalten. Dies wurde 
zur Genüge getan. Von der SPÖ Fraktion wird sich die Abstimmung wie bisher 
widerspiegeln. 
Er möchte noch mitteilen, dass Fr. Vizebgm. Frandl heute nicht anwesend ist, da die 
Jahreshauptversammlung vom REGEF stattfindet und auch dort eine Vertretung 
anwesend sein muss. 
Hr. Knierzinger: Dem Antrag der Grün Fraktion kann man lt. Meinung der ÖVP nicht 
zustimmen, weil er formal falsch ist. Ein gültiger GMR Beschluss kann nachträglich 
nicht aufgehoben werden. Entweder es gibt einen Abänderungsantrag oder einen 
neuen Beschluss. 
Hr. Haider: Seitens der FPÖ hat man sich immer für dieses Projekt ausgesprochen, 
weil man eine positive Entwicklung im Ort mitgestalten möchte. Es gibt 
fortschreitende Leerstände und es gibt fast nur noch Gastro-Betriebe. Es werden hier 
Förderungen in Anspruch genommen, die bei Ablehnung in eine andere Gemeinde 
fließen. Man wird auch heute positiv darüber abstimmen. Auch der Projektleiter der 
Agenda 21 findet das Projekt gut. Dies ist eine Form des sanften Tourismus. Es sind 
schon viele Gelder geflossen (ca. € 37.000,-), welches bei der Gemeinde 
hängenbleiben wird. 
Fr. Dr. Wassermair: Zur Aussage der ÖVP, dass der Antrag in dieser Form nicht 
möglich ist, möchte Sie dies schriftlich, da es rechtlich geprüft wurde. Seit Jänner 
2020 ist sie gegen das Projekt. Es liegen 180 Unterschriften aus der Bevölkerung 
dagegen auf der Gemeinde. Mit diesen Personen wurde nie ernsthaft Kontakt 
aufgenommen. Es ist eine Unverschämtheit, seit 2 Jahren beschäftigt man sich mit 
diesem Projekt und es wird unverdrossen weiter geplant, obwohl der Vorstand des 
Tourismusvereines weiß, dass es massiv Widerstand dagegen gibt. Über die letzte 
Gemeindezeitung wurde zu dem Themenweg noch ein Stimmungsbild aus der 
Bevölkerung eingeholt. Auch hier ist der Großteil dagegen. Sie hat gedacht, 
zumindest das Stimmungsbarometer könnte ein gewisses Umdenken auslösen. Für 



sie ist unverständlich, dass auf Seiten der ÖVP und FPÖ so eine Ignoranz 
vorherrscht, immer noch darauf zu bestehen, dass man es so durchzieht und das 
parallel zum Agenda 21 Prozess, bei dem die Bevölkerung mitarbeiten soll. Der 
Agenda 21 Prozess ist überflüssig, wenn keine freien Flächen mehr da sind. Gerade 
die Ortsgestaltung und Ortszentrumsgestaltung war bei der Auftaktveranstaltung ein 
wesentliches Thema. Die Entzerrung von Verkehr, Radfahrer, Auto, Fußgänger, 
Beruhigung der Grünzonen – ganz gegenläufige Meldungen sind gekommen.  Es 
kann hier gerne weiter diskutiert werden, aber Sie möchte gerne eine 
Sitzungsunterbrechung um eine Abklärung von öffentlicher Stelle bezüglich des 
Antrages. 
Hr. Knierzinger: Laut seiner Auskunft der Landespartei ist es nicht möglich, einen 
gültigen Beschluss aufzuheben. Er müsste umformuliert werden. 
Vorsitzender: Lt. Nachsicht in der Gemeindeordnung wüsste er nicht, warum man 
keinen GMR-Beschluss aufheben könnte. 
Hr. Haider: Bezüglich der Zahlen zum Stimmungsbarometer. Es wurden ca. 950 Stk. 
Zeitungen ausgeschickt und 71 Stimmen waren dagegen. Er möchte sich nicht 
genau festlegen, aber das sind ca. 92% der Haushalte, die sich nicht dagegen 
ausgesprochen haben. 
Hr. Jäger: Er war grundsätzlich bei der Vorstellung dafür. Die SPÖ ist auch jetzt noch 
dafür, dass man für ein lebendiges Aschach etwas unternimmt. Unter lebendig ist 
auch belebend drinnen. Man kann nur beleben, wenn man Leerstände verhindert 
und Abwanderungen zu verhindern versucht. Mit der Aufnahme der Agenda 21 gibt 
es hier die besten Voraussetzungen.  
Fr. Paschinger: Sie ist auch bei dem Arbeitsprozess der Agenda 21 dabei. Sie 
möchte aber anmerken, dass bei der ersten Präsentation für den Themenweg auch 
Einwohner anwesend waren und die teilten mit, dass man gerne mehr Bänke und 
Tische zum Verweilen möchte. Die Künstler haben dies auch in dem Konzept 
aufgenommen und gut ausgearbeitet. Für sie ist es ein ordentliches Konzept, 
platzsparender als am Anfang und wenn man lt. BGM die Kulturhauptstadt des 
Bezirkes werden soll, findet sie schon, dass der Weinbau und das Schopperwesen 
der Ursprung für unseren Markt sind. Daher hat der Themenweg sehr wohl seine 
Berechtigung und daher versteht sie teilweise die geführte Diskussion nicht. Für sie 
geht es hier eher um persönliche Befindlichkeiten und ist daher nicht zielführend.   
Vorsitzender: Er wollte sich eigentlich bei der Diskussion nicht beteiligen, aber wenn 
das Interview angesprochen wird, muss er sich dazu äußern. Seine persönliche 
Meinung dazu ist allseits bekannt und die wird sich auch nicht ändern. Er hat bis jetzt 
bei allen Beschlüssen dazu nicht mitgestimmt. Jetzt ist er darin noch mehr bestärkt. 
Man hat nun den Bürgerbeteiligungsprozess mit der Agenda 21, wo genau auf die 
Promenade und auf das Einbinden der Donau extra Wert gelegt wird und es gibt 
dazu ganz viele Ideen. Bezüglich der Gelder vom REGEF möchte er mitteilen, dass 
aus der Förderperiode, die jetzt dann endet, noch immer Gelder vorhanden sind. Es 
ist nicht so, dass wenn man das Projekt jetzt nicht beschließt, diese Gelder weg sind. 
Beim REGEF wird Hände ringend nach guten Projekten gesucht und es wird eine 
neue Förderperiode geben, wo genügend Mittel vorhanden sind. Lt. Auskunft des 
REGEF werden die Ergebnisse des Agenda 21 Prozesses, welche im Herbst zu 
erwarten sind, wahrscheinlich noch in der alten Förderperiode untergebracht werden 
können. 
Hr. Thaqi: Er war von Anfang an nicht begeistert von diesem Projekt. Die 
Herangehensweise generell, dass drei, vier Leute etwas in die Wege leiten ohne 
BürgerInnen und Gemeindemandatare einzubinden, ist falsch. 



Ihm kommt vor, dass wenn es EU-Gelder und Fördergelder gibt, jeder darum rennt, 
ein Projekt in die Wege zu leiten. Bei der Agenda 21 Sitzung am 3.11. wurde von 
niemandem der Themenweg angesprochen.  Man hätte von Anfang an die Bürger 
miteinbeziehen sollen. 
Hr. Wassermair: Beim Themenweg ist sehr viel Beiwerk zu dem einen geäußerten 
Wunsch nach Sitzbänken. 
Die Argumentation, dass es für die Wirtschaft besser wird, ist reine Mutmaßung. Die 
Aschacher Geschäfte brauchen in erster Linie die Aschacher und die Leute aus der 
näheren Umgebung, die es als Naherholungsraum nutzen. Wenn wir wieder 
Geschäfte ansiedeln wollen, ist das die Gruppe, die wir ansprechen wollen. Da ist 
dieses Projekt eher hinderlich, wenn der Ort vollgestellt ist mit dem Ziel, dass einmal 
konsumiert wird. Denn man wird nicht jedes Mal, wenn man nach Aschach geht, 
Knoten knüpfen oder ähnliches. 
Dazu sagen muss man – und das ist bisher auch von ÖVP und FPÖ Seite 
gekommen – die Frage der Haftungen. Bisher haben wir nur erfahren, dass einmal 
irgendwer gefragt wird, ob das in die Haftung hineinfällt. Wir haben nichts dazu 
bekommen, dass wirklich die Haftung übernommen worden wäre. 
Dementsprechend macht er sich nicht so viele Sorgen, dass irgendwie an die 
Gemeinde leicht heranzutreten ist, um Geld zurückzufordern, weil einfach viele 
Sachen nicht erbracht worden sind bzw. auch -das hat man immer wieder gesagt- 
das Einvernehmen darüber. 
Fr. Dr. Wassermair: Der Tourismusverein bzw. der Vorstand oder wer auch immer ist 
der Forderung des Gemeinderates, beizubringen, dass die Haftung und Wartung 
übernommen werden, bisher unzureichend nachgekommen. Im Amtsvortrag ist 
einzig und allein ein Mail von Frau Steininger an Frau AL Rathmayr bezüglich 
Haftung. 
Frau Dr. Wassermair liest das ganze Mail vor.  
Der entscheidende Satz: „Bzgl. Erlebnisweg – Sie können uns die Unterlagen für 
diesen Weg übermitteln und wir klären mit dem Versicherer, ob das Risiko umfasst 
ist. „Dezente Spielelemente“ klingen nach einer eher geringen Gefahr, aber die 
Einstufung obliegt dem Versicherer.“ 
 
In den Sitzungen am 3.5. und 21.6.2021 hat man jeweils gesagt, dass der 
Tourismusverein wirklich aufgefordert ist, zu klären, ob der Verein die Versicherung 
übernimmt. 
Wenn sie so ein Schreiben kriegt, kann sie schlussfolgern, dass derjenige das Ganze 
nicht recht ernst nimmt. Sie kann sich nicht vorstellen, dass irgendein 
Gemeindemandatar auf dieses Schreiben hin sagt: „OK, das machen wir jetzt.“   
Man hat keine Ahnung, wie die Haftung ist, man hat keine Ahnung, wer versichert, 
man hat keine Ahnung, wer einspringt, wenn ein Kind irgendwo herunterfällt. Man 
stellt Materialien auf, die Verletzungsgefahren bergen. Es ist nicht nur eine 
Wegeerhaltung, es sind Spielgeräte mit Bohren etc.  
Sie findet, es ist nicht nachzuvollziehen. Wenn man ein Projekt machen will, bringt 
man Unterlagen, die Hand und Fuß haben. 
 
 
 
Für den Antrag stimmen: 
Gesamte Grün Fraktion, Bgm. Mag. Groiss Dietmar, Hr. Schöppl Alfred, 
Fr. Maga Koblinger Birgit, Hr. Schrenk Michael, Hr. Jäger Josef, Hr. Ing. Lucan 
Matthias 



Gegen den Antrag stimmen: 
Hr. Ing. Peter Robert, gesamte ÖVP Fraktion und gesamte FPÖ Fraktion. 
 
Der Antrag von Fr. Dr. Wassermair ist somit angenommen. 
 
Der Folgeantrag 3.2. wird daher nicht mehr behandelt. 
 
 
 
 
ENDE TOP 3.1. 
 
  



3.2  Erlebnispromenade Aschach – Einverständnis viadonau – 

Österreichische Wasserstraßen GesmbH – Gegenbrief – Beratung 

und Beschlussfassung. 

Bericht des Vorsitzenden: 
 

 
 
Dieser Antrag wird aufgrund der Abstimmung zu Antrag 3.1 nicht mehr 
behandelt.  



3.3. Satzung des Wegerhaltungsverbands Hausruckviertel – Beratung 
und Beschlussfassung. 

 
 
Bericht des Vorsitzenden: 
 
Da die Marktgemeinde Aschach/Donau auch Mitglied des 
Wegerhaltungsverbands Hausruckviertel ist, ist die neue Satzung vom 
Gemeinderat zu beschließen.  
Eine Gegenüberstellung von der alten zur neuen Satzung liegt in der 
Fraktionsmappe. 
 
Beratung: 
Hr. Knierzinger: Er war bisher Vertreter für die Gemeinde im WEV und 
die Gemeinde hat ca. einen halben Kilometer Güterwege. In der 
Satzung sind wir mit 0 Kilometer geführt es fallen also de facto keine 
Kosten an. 
 
 
 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Die vorliegende Satzung möge beschlossen werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird mit einem Handzeichen einstimmig angenommen. 
 
 
 
 
ENDE TOP 3.3. 

  



 

  



 
  



 
  



 
  



 
  



 
  



 
  



 
  



3.4. Übertragungsverordnung an den Bauausschuss bezüglich 

Wohnungsvergaben. 

Bericht des Vorsitzenden: 
Da die Wohnungsvergaben ab jetzt durch den Bauausschuss vergeben 
werden sollen, ist eine entsprechende Übertragungsverordnung seitens des 
Gemeinderates zu beschließen. Diesbezüglich wurde eine Verordnung 
vorbereitet.  
Beratung: 
Hr. Radler: Grundsätzlich ist es sinnvoll, dass dies ein Ausschuss macht. Die 
FPÖ Fraktion wird jedoch nicht zustimmen. Aus politischer Sicht versteht man 
die Aufteilung der Ausschüsse von der SPÖ, da es jedoch eine 
ungleichmäßige Aufteilung ist und der Bauausschuss wichtigere Sachen zu 
erledigen hat als Wohnungsvergaben, wird man nicht zustimmen. 
 
 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Die vorliegende Übertragungsverordnung möge beschlossen werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Die gesamte FPÖ Fraktion stimmt gegen den Antrag. 
Alle übrigen Gemeinderäte stimmen mit einem Handzeichen für diesen 
Antrag. 
 
 
 
 
ENDE TOP 3.4. 

  



 
  



3.5. Sitzungsgeldverordnung – Beratung und Beschlussfassung 

Bericht des Vorsitzenden: 
Aufgrund der Änderung, die sich aufgrund der Oö. Gemeinde-Bezüge-Novelle 2018 
ergeben haben, wird die Differenzierung zwischen haupt- und nebenberuflicher 
Funktionsausübung für die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister der Gemeinden 
aufgehoben und es wird generell nur noch einen einheitlichen Bezug geben. 
Aufgrund dieser Änderungen ist es nun notwendig, die Sitzungsgeldverordnung 
anzupassen und neu zu beschließen. 
Eine neue Verordnung wurde ausgearbeitet. 
 
Beratung: 
Hr. Radler: Bereits bei den Gebühren wurde mitgeteilt, dass man keine Erhöhung für 
die Aschacher Bürger möchte. Die FPÖ sieht es auch bei den Sitzungsgeldern so, 
sie machen das gerne und ehrenamtlich und brauchen daher auch keine Erhöhung. 
Wenn man einen Satz von 1,27% beschließt, bleiben die Gelder gleich. 
Hr. Jäger: Grundsätzlich ist die Arbeit im Gemeinderat eher ehrenamtlich. Er möchte 
darauf hinweisen, dass man sich eigentlich einen zweiten Vizebgm. erspart hat und 
dies sind sicher mehr Kosten als hier die möglichen Einsparungen sind. 
Hr. Haider: Das war jetzt ein aufgelegtes Eigentor, indem du mich angegriffen hast, 
dass ich als Vizebürgermeister extra Geld der Gemeinde gekostet habe. Das ist eine 
glatte Unwahrheit. Wir haben den Fraktionsobmann und den Vizebürgermeister in 
einer Person geführt, um der Gemeinde keine zusätzlichen Kosten zu verursachen. 
Das hat auch die ÖVP so durchgeführt. Dadurch sind die beiden Vizebürgermeister 
überhaupt nicht ins Gewicht gefallen, sondern im Gegenteil, man hat Geld gespart.  
Was hingegen die SPÖ jetzt gemacht hat, sie hat diese Ämter nun getrennt. Der 
Fraktionsobann kassiert und auch der Vizebürgermeister kostet extra. Die sind ca. € 
35.000,- in den 6 Jahren, die ihr der Gemeinde zusätzlich verursacht. 
Man braucht keine Erhöhung der Gemeinderats- oder Sitzungsgeldbezüge, da keiner 
am Hungertuch nagt. Es geht uns allen ganz gut und man braucht keine Erhöhung. 
Vorsitzender: Er möchte berichtigen. Hr. Jäger hat nicht die letzte Periode 
angesprochen, sondern die Diskussion in der Konst. Sitzung, ob man einen zweiten 
Vizebgm. in dieser Periode braucht und diesen hat man sich erspart. 
Fr. Dr. Wassermair: Die Verordnung sollte so beschlossen werden. 
Hr. Knierzinger: Er kann Hrn. Haider nur zustimmen. Eine Zusammenlegung des 
Vizebgm. hätte sicher weniger gekostet. 
 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Der Gemeinderat möge die geänderte Verordnung beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Die gesamte FPÖ Fraktion und Fr. Schlagintweit Anita stimmen gegen den Antrag. 
Alle übrigen Gemeinderäte stimmen mit einem Handzeichen für diesen Antrag. 
 
 
 
ENDE TOP 3.5. 
  



 
 

 

V e r o r d n u n g 

 

des Gemeinderats der Marktgemeinde Aschach an der Donau vom 13.12.2021  

betreffend die Festsetzung eines Sitzungsgelds für die Teilnahme an Sitzungen 

des Gemeindevorstands, des Gemeinderats und der Ausschüsse 

 

Auf Grund § 34 Abs. 5 Oö. Gemeindeordnung 1990, LGBl. Nr. 91, idgF., wird 

verordnet: 

 
 

§ 1 

Anspruchsberechtigte 

 (1) Für die Teilnahme an Sitzungen des Gemeindevorstands, des Gemeinderats 

und der Ausschüsse haben Mitglieder des Gemeindevorstands und Mitglieder 

(Ersatzmitglieder) des Gemeinderats Anspruch auf ein Sitzungsgeld. 

 (2) Ausgenommen vom Anspruch auf ein Sitzungsgeld sind Mitglieder des 

Gemeindevorstands und Mitglieder des Gemeinderats, denen eine 

Aufwandsentschädigung nach den Bestimmungen des § 34 Abs. 1 bis 4 Oö. 

Gemeindeordnung 1990 oder ein Bezug im Sinne des Oö. Gemeinde-Bezügegesetzes 

1998 gebührt. 

 

 
§ 2 

Höhe des Sitzungsgelds 

 

 

(1) Das Sitzungsgeld beträgt für Sitzungen des Gemeinderats 1,5. % 

(2) Das Sitzungsgeld beträgt für Sitzungen des Gemeindevorstands 1,5 % 

(3) Das Sitzungsgeld beträgt für Sitzungen der Ausschüsse 1,5 % 

(4) Das Sitzungsgeld beträgt für die Obfrau bzw. den Obmann (Obfrau/Obmann-

Stellvertreterin/Stellvertreter) eines Ausschusses für die Vorsitzführung in einer 

Sitzung des betreffenden Ausschusses 3 %* 

des Bezugs der Bürgermeisterin bzw. des Bürgermeisters gemäß § 2 Abs. 1 Oö. 

Gemeinde-Bezügegesetz 1998. 

 



 

 

 

 

§ 3 

Auszahlung 

 

Das Sitzungsgeld wird vierteljährlich im Nachhinein bis spätestens 10. des 

darauffolgenden Monats ausbezahlt. 

 

§ 4  
Inkrafttreten 

 (1) Diese Verordnung tritt mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist 

folgenden Tag in Kraft. 

 (2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung treten alle bisherigen Verordnungen 

des Gemeinderats betreffend die Festsetzung von Sitzungsgeldern für die Teilnahme 

an Sitzungen des Gemeindevorstands, des Gemeinderats sowie der Ausschüsse 

außer Kraft. 

 
 

Der Bürgermeister: 
 
 

 

     Mag. Groiss Dietmar 

  



4. Sonstiges 
4.1. Installation einer „Community Nurse“ für die Gemeinden Aschach/Donau 
und Hartkirchen – Grundsatzbeschluss 

Bericht des Vorsitzenden: 
D1:  

Die Gemeinden Hartkirchen und Aschach an der Donau werden bei der Etablierung von 

Community Nursing sehr eng mit dem Roten Kreuz zusammenarbeiten. Die CN wird beim 

Roten Kreuz angestellt aber die Zielsetzungen, Aktivitäten und Methoden der Umsetzung 

werden sehr eng mit dem SHV und den Gemeinden abgestimmt. Dies erfolgt in regelmäßig 

stattfindenden Steuergruppenmeetings und Projektteamsitzungen. Darüber hinaus wird die 

Community Nurse sehr eng mit der Projektleitung zusammenarbeiten. Um die geplanten 

Aktivitäten und Methoden in die Versorgungslandschaft gut zu integrieren, werden diese sehr 

eng mit den Mitarbeiter*innen der Koordination Betreuung und Pflege sowie der 

Sozialberatungsstelle abgestimmt. Zu Beginn werden mit bestehenden lokalen sozialen 

Initiativen, den Hausärzten, Seniorenvereinen und weiteren Kooperationspartnern eine lokale 

Bedarfsanalyse durchgeführt und daraus die zentralen Herausforderungen abgeleitet.  Der 

Fokus der Community Nurse liegt in diesem Zusammenhang auf Aktivitäten zur Prävention 

von Pflegebedürftigkeit. Es besteht auch der Bedarf, kurzfristig medizinisch und pflegerische 

Tätigkeiten zu übernehmen, wenn eine Aufnahme in die Hauskrankenpflege aufgrund sehr 

geringer Einsätze (max. drei Hausbesuche) nicht sinnvoll ist. In den Räumlichkeiten der 

Community Nurse werden Information und Beratung für betreuende und pflegende An- und 

Zugehörige angeboten sowie für andere hilfesuchende Personen der Gemeinde.  Hier steht die 

Ressourcenstärkung, Entlastung und Steigerung der Pflegekompetenz von An- und 

Zugehörigen im Vordergrund sowie die Förderung der Alltagsfähigkeiten von älteren 

Menschen.  
 
 
B9. Stellen Sie bitte dar, welche konkreten Ziele und Ergebnisse Sie mit 
Ihrem Projekt erreichen möchten. Was soll nach dem Projekt anders sein?  

Ziele und Ergebnisse auf individueller Ebene:  

-Erhalt bzw. Stärkung der Autonomie 

- Erhöhtes / stabiles Wohlbefinden  

- Stärkung der Selbsthilfekapazität und der Gesundheitskompetenz  

- Verbesserung der Pflegekompetenzen 

- Psychische Entlastung und Stressreduktion bei pflegenden An- und Zugehörigen 

- Verlängerung der gesunden bzw. beschwerdefreien Lebensjahre (Kompression der 

Morbidität) 

- Längerer Verbleib im Zuhause 

 

Ziele auf gesellschaftlicher und regionaler Ebene:  

- Besseres Verständnis für die Bedürfnisse älterer Menschen, chronisch kranker 

Menschen in der Region  

- Gesundheitspolitische Entscheidungen erfolgen evidenzbasiert 

- Ökonomischer Nutzen aufgrund adäquaterer Versorgungsplanung 

- Längerer Verbleib von pflegebedürftigen Menschen im eigenen Zuhause wird 

ermöglicht 

- Entlastung von Hausärzten und Spitalsambulanzen  

- Stabilisierung bzw. Reduzierung des Pflegebedarfs der Bevölkerung 
 

Teil J: Kurzbeschreibung des Projektes 

J1. Bitte beschreiben Sie Ihr Projektvorhaben zusammenfassend in 



einigen Absätzen (max. 2.200 Zeichen inkl. Leerzeichen). Im Falle 

einer Förderzusage wird diese Kurzbeschreibung der Öffentlichkeit im 

Internet zugänglich gemacht. Die Beschreibung soll die wichtigsten 

Informationen zu folgenden Punkten enthalten: 
Zielsetzung Setting(s) und Zielgruppe(n) Geplante Aktivitäten und 

Methoden Zentrale Kooperationspartner/-innen des Projekts 
 

Durch die Etablierung einer Community Nurse in den Gemeinden Hartkirchen und 
Aschach an der Donau sollen die Selbständigkeit und Selbsthilfefähigkeit und damit 
einhergehend die Autonomie der älteren Bevölkerung gestärkt bzw. gefördert 
werden. Im Vordergrund steht hier die Prävention von Pflegebedürftigkeit und der 
Verbleib im eigenen Zuhause soll so lange wie möglich ermöglicht werden.  
Bei An- und Zugehörigen von betreuungs- und pflegebedürftigen Personen sollen 
durch Information, Beratung und Anleitung unter Berücksichtigung von Ressourcen 
die Gesundheits- und Pflegekompetenz erhöht und Bewältigungsstrategien 
aufgezeigt werden. Bei schwierigen familiären Situationen soll die Methode des 
Familiengesprächs angewendet werden. Ziel ist es das Wohlbefinden und 
Lebensqualität älterer Personen mit einem Unterstützungs- und Pflegedarf sowie 
deren An- und Zugehörigen zu erhalten bzw. zu verbessern. Kurzfristig sollen auch 
medizinische und pflegerische Tätigkeiten bei jenen Menschen ohne 
Inanspruchnahme mobiler Pflege übernommen werden. 
Bei Informations- und Beratungsthemen wird sehr eng mit der regionalen 
Sozialberatungsstelle sowie den Koordinatoren für Pflege und Betreuung 
zusammengearbeitet.  
Es wird auch auf die Förderung der sozialen Teilhabe der genannten 
Personengruppen abgezielt. Eine enge Zusammenarbeit mit sozialen Initiativen, 
Seniorenvereinen und bestehenden Aktivitäten in der Region soll dies gewährleisten.  
Für Personen ab dem 75 Lebensjahr werden präventive Hausbesuche angeboten 
und durchgeführt. Die Personen werden von den Gemeinden angeschrieben und 
ihnen wird ein Hausbesuch empfohlen. Darüber hinaus wird in den regionalen 
Medien und Veröffentlichungen der Gemeinden (Webseite, Zeitungen, …) informiert. 
Auf Basis der Erkenntnisse bei den präventiven Hausbesuchen sowie den 
Informations- und Beratungsgesprächen mit An- und Zugehörigen werden nach einer 
Einführungsphase gesundheitsfördernde Gruppenangebote initiiert und organisiert. 
Dazu zählen Veranstaltungen zu bestimmten Gesundheits- und Sicherheitsthemen, 
Organisation von Gesprächsrunden zu bestimmten Pflege- und 
Unterstützungsthemen, … Die Erkenntnisse von Beratungen und präventiven 
Hausbesuchen soll in die Bedarfs- und Problemanalysen der Gemeinden 
aufgenommen und daraus generelle Lösungsvorschläge entwickelt werden.   
Neben den Hausbesuchen wird die Community Nurse auch zu festgelegten Zeiten in 
ihren Räumlichkeiten für Information und Beratung der beschriebenen Zielgruppen 
zur Verfügung stehen. 
 
Beratung:  
Vorsitzender: Er erläutert den vorliegenden Bericht. 
Hr. Knierzinger: Der ÖVP fehlt grundsätzlich der Antrag.  
Fr. Hirschberg: Eine Community Nurse für Aschach und Hartkirchen hat es bereits 
gegeben und das hat sie 1 Jahr lang gemacht. Das Projekt wurde eingestellt als 
Corona begonnen hat. Es wurde damals vom RK Linz ins Leben gerufen. Es sind 
bereits viele Sachen vorhanden und sie hat damals auch die Ärzte eingebunden. 
Hr. Radler: Er sieht dies eigentlich positiv, aber nicht zur jetzigen Zeit. Man hört jeden 
Tag in den Medien, dass es einen Mangel an Pflegepersonal gibt, in den 



Krankenhäusern können nicht alle Betten belegt werden, weil Personal abgeht und 
dann zieht man dafür wen ab, da kann er derzeit nicht mitstimmen. 
Hr. Mag. Gaadt: Grundsätzlich steht er dem Projekt positiv gegenüber. Es gibt jedoch 
einen Sozialhilfeverband, wo man jährlich einen sehr hohen Beitrag bezahlt. 
Eigentlich sollte der SHV genau solche Leistungen koordinieren. Diese 
Überlegungen sollten dort zentralisiert bzw. gebündelt werden.  
Hr. Knierzinger: Das Rote Kreuz braucht den Grundsatzbeschluss bis 7. Jänner. Es 
wurde bereits für die beiden Gemeinden ein Projekt eingereicht und die Förderstelle 
braucht daher den Beschluss. Der SHV hat auch separat einen Förderantrag gestellt, 
dass Bezirks Rote Kreuz hat eigentlich die Gemeinden Hartkirchen und Aschach 
dazu ausgewählt für diesen Pilotversuch. 
Fr. Hirschberg: Man braucht dies schon, denn es geht um eine Entlastung des 
Systems, um Entlastung der Hausärzte und auch der Krankenhäuser. Man kann die 
Leute bereits vor Ort unterstützen und es fallen dadurch eventuell Arztbesuche oder 
Krankenhausaufenthalte weg. 
Fr. Dr. Wassermair: Die Grün Fraktion ist absolut dafür. 
Hr. Haider: Ihm gefällt das Projekt auch sehr gut. Hat hier jetzt das Rote Kreuz ein 
Projekt und auch der SHV ein Projekt? 
Hr. Knierzinger: Ja. Das Regierungsprogramm sieht 150 Personaleinheiten vor und 
da können sich Trägerorganisationen darum bewerben und danach gibt es erst eine 
Zuteilung. Man hat auch noch keine fixe Zusage.  
Den Gemeinden entstehen auch keine Kosten, das das Rote Kreuz als Förderer 
auftritt. 
 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Der Gemeinderat möge einen Grundsatzbeschluss fassen für die Installation einer 
Community Nurse mit den beschriebenen Bedingungen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Hr. Radler Thomas enthält sich der Stimme. 
Alle übrigen Gemeinderäte stimmen mit einem Handzeichen für diesen Antrag. 
 
 
 
ENDE TOP 4.1. 
 
 
 
 
  



 
 
5. Allfälliges 

- Der Vorsitzende verweist auf die vorliegenden Sitzungstermine. Diese werden  

auch an die ersten Ersatzgemeinderäte verschickt. 

- Der Vorsitzende möchte Grüße ausrichten von der Partnergemeinde 

Obernzell. Im nächsten Jahr feiert man 40 Jahre Partnerschaft. Es werden 

hier bei Möglichkeit div. Feierlichkeiten stattfinden. 

- Hr. Knierzinger: Er möchte eine Stellungnahme zur Umfahrung Karling 

vorlesen. Diese Info hat Hr. Ing. Knierzinger privat zugeschickt bekommen, ist 

aber auch für die Gemeinde relevant.  

Antwort zur Stellungnahme vom 5. und 6. Mai 2021, hier hat eine Verhandlung 

stattgefunden: 

Der Anschluss des Nebenweges 4 an den Kreisverkehr in Karling ist vollwertig 

ausgelegt, um auch allfällige zukünftige Steigerungen des 

Verkehrsaufkommens aufnehmen zu können. Die Weiterführung des 

Nebenweges 4 einer Gemeindestraße, ist nicht Bestandteil des Projektes der 

Landesstraßenverwaltung.  

Der Kreisverkehr in Karling wird praktisch so ausgelegt, dass zu einem 

späteren Zeitpunkt zur Anbindung für die Agrana so vorgesehen ist. Das sind 

gute Nachrichten. Man muss dies im Einvernehmen mit Hartkirchen 

weiterführen. 

- Hr. Radler: Er wollte zur Beleuchtung der Kirchen nachfragen. Wann wird das 

umgesetzt. 

Fr. Koblinger: Es gab ein Kommunikationsproblem, darum wurde dies 

verzögert. Die Bestrahlung beginnt ab 15.12. bis 31.12.2021, täglich von 17 – 

18.45 

- Hr. Leblhuber: Was passiert jetzt mit dem Bauhof? Es gibt Gerüchte das im 

Vorstand bereits eine Weiterverwendung beschlossen wurde. 

Vorsitzender: Im Vorstand wurde nichts beschlossen. Es ist auch eine 

Begehung mit der FF geplant und danach wird es zeitnahe in den zuständigen 

Gremien beschlossen. 

- Hr. Radler: Zur Beleuchtung wollte er nachfragen, die Beleuchtungstage sind 

ja jetzt weniger. Bleiben die Kosten gleich? Fr. Koblinger teilt mit, dass hier 

nachverhandelt wird. 

- Hr. Radler: Ihm ist zu Ohren gekommen, dass die Vereine angeschrieben 

wurden seitens des Kultur- und Bildungsausschusses, dass es da eine Obfrau 

gibt und aber eine Obfrau-Stellvertreter die anscheinend jetzt die Vereine 

behandelt. Er findet es sehr amüsant, da die FPÖ darauf hingewiesen hat, 

dass es eine ungleiche Verteilung der Ausschüsse ist und diese teilweise sehr 

viele Aufgaben haben und jetzt nach er ersten Sitzung von dem Ausschuss 

wird schon beschlossen, dass die Aufgaben auf zwei Personen aufgeteilt 

werden, weil es offensichtlich eine Person alleine nicht schafft. 

Nachdem keine Wortmeldungen mehr erfolgen, folgen die Weihnachtswünsche des 

Vorsitzenden, der Fraktionen und der Amtsleitung. 


